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Politiſche und vermiſchte Nachrichten.
Der Kaiſer erledigte geſtern früh Regie

rungsaugelegenheiten, arbeitete dann mit dem Chef des
Zivilkabinets und nahm ſpäter die laufenden Marinevor
kräge entgegen. Um Mittag hielt der Monarch das Ka-
u des Schwarzen Adlerordens ab. Es folgte noch die

orſtellung der demnächſt in die Armee eintretenden Kadet
ten, ſowie der Empfang der Präſidenten beider Häuſer
des preußiſchen Landtages, welche unmittelbar darauf auch
noch von Jhrer Majeſtät der Kaiſerin empfangen wurden.
Abends fand bei den Majeſtäten eine ſtatt, an wel
cher ſämmtliche Ordensritter, welche dem voraufgegangenen
Kapitel beigewohut hatten, theilnahmen.

Dem Bundesrath iſt nunmehr, wie die „Kreuz-
berichtet, ein Antrag Preußens zugegangen, be

reffend den Entwurf eines Geſetzes über die Abänderung
von Beſtimmungen des Strafgeſetzbuches, des Gerichtsver-
faſſungsgeſebes und des Geſetzes vom 5. April 1888, be
treffend die unter Ausſchluß der Oeffentlichkeit ſtattfindenden
Gerichtsverhandlungen. Es hapdelt ſich hauptſächlich um
die s 180, 181 und 184 des Strafgeſetzbuches.

Ueber den Entwurf eines Reichsauswandernungsgeſetzes
dreibt man dem Hamburger Correſpondent“, daß es haupt-

lich auf die Regelung des Agentenweſens abgeſehen ſei. Die
efugten Agenten haben fortan gewiſſe Bürgſchaften zu ſtellen

und ihre Geſchäftsführung der behördlichen Aufſicht zu unter
werſen. Jnwieweit unmittelbare Beſchränkungen der Aus-

nderung eingeführt werden ſollen, ſcheint noch nicht feſtzu
ehen. Vorausſichtlich wird man ſich da an das Vorbild der

Schweiz anlehnen, wo den Agenten die Beförderung von Per-
ſonen unterſagt iſt welche wegen Alter, Krankheit und Gebrech-
lichkeit arbeitsunfähig ſind, falls nicht r ausreichende Ver
ſorgung am Beſtimmungsorte nachgewieſen wird, ferner von
h Perſonen ohne Erlaubniß ihrer Vormünder,

n Perſonen, die nach Beſtreitung der Reiſekoſten ohne Hilfs-
Fitte anlangen würden, von militärpflichtigen Perſonen in ver

ärfter Form, endlich von Eltern, wenn ſie unerzogene Kinderrn Außerdem dürfte eine ſeit Jahresſriſt eingehaltene
eſtimmung, wonach die deutſchen Dompfſchifffahrtsgeſellſchaften

deutſche Auswanderer auf, Koſten fremder Staaten oder Unter
nehmer nicht befördern ſollen, auf die Agenten ausgedehnt
werden. Endlich iſt die Schaffung einer eigenen Reichsamts-
Abtheilung für das Auswanderungsweſen in Ausſicht ge-
nommen.

Der „Weſtf. Fr. Pr.“ zufolge hat der der ſeiner
e ſtattgehabten Abordnung an den Kaiſer angehörende
Bergmann Siegel ſeine achtmonatliche Gefängnißſtrafe
in Siegburg angetreten.

Zum Gedächtniß des verſtorbenen Abgeordneten Windt-
horſt fand geſtern, an ſeinem Geburtstage, e v um
10 Uhr, in der Capelle der grauen Schweſtern in der Nieder
pruhrufe ein ſtilles Reguiem ſtatt. Sämmtliche Abgeordnete

er Centrums- Partei nahmen an der Feier Theil.
Der Kaiſer ſprach mit den Praſidenten beider

Hänſer über die Arbeiten des Landtags und gab dabei der
n Ausdruck, daß über das Volksſchulgeſetz eine

erſtändigung zu Stande kommen möchte. Weitere Be-
merkungen politiſcher Bedeutung oder über Gegenſtände

der parlamentariſchen Jntereſſen wurden nicht
gemacht.

Der Staatsſekretär im Reichsamt des Jnnern, Staats
miniſter Dr. v. Bötticher, der an der Jnfluenza erkrankt

Nachdruck verboten.

Takt.
Von Curt von Zelan.

Es giebt undefinirbare Worte Worte, die man mehr
mit dem Gefühls- als mit dem Begriffs-Vermögen erfaßt,
und dazu gehört ganz beſonders das Wort Takt, in ſeiner
nicht muſikaliſchen Bedeutung. Was man in der Muſik
darunter verſteht, läßt ſich unſchwer in eine Formel faſſen:
die nach beſtimmten Verhältniſſen abgemeſſene Bewegung
der Töne und Tonverbindungen in der Zeit. Das
Muſiziren ohne Einhalten des Taktes wäre ein Unding.
Weil aber in der Muſik der Takt gleichſam die mathematiſche
Seite der Kunſt bildet, ſo läßt er ſich ſelbſt von muſikaliſch
nicht ſtark veranlagten Menſchen bei einiger Aufmerkſamkeit
leicht erlernen. Und darin liegt der Hauptunterſchied von
dem, was wir im Leben Takt nennen, da dieſer nicht er
lernbar iſt. Wie viele, die tadellos im Takt Klavier
ſpielen oder ſingen, die beim Dreiſchritt oder Sechsſchritt,
Walzertanzen nie aus dem Takt kommen, die alſo
muſikaliſch die taktfeſteſten Menſchen ſind, begehen im Leben
die größten Taktfehler. Der Takt im Leben kann nicht ge
lehrt und gelernt werden, ſondern höchſtens anerzogen; in
den meiſten Fällen aber iſt er angeboren. Wie er ein
Brundgeſetz in der Muſik bildet, ſo gehört er auch zu den
Srundbedingungen des geſellſchaftlichen Verkehrs. Man
önnte dagegen einwenden, daß auch unziviliſirte und rohe
Naturvölker eine Art von Muſik machen und Tänze auf-
ſinhren pflegen, bei denen höchſtens von einem Rhytmus,och nie von Takt die Rede ſein kann. Ob man ſolchen

wilden Lärm Muſik nennen mag, iſt Geſchmackſache. Doch
wird bei Völkern auf tiefer Kulturſtufe auch das, was wir
Takt im Leben nennen, wohl kaum wahrnehmbar ſein; und
ſich überhaupt erſt dann zu entwickeln beginnen, wenn die
verſchiedenen Erſcheinungen des Kulturlebens eine beſtimmte
Form annehmen; wenn von den Anfängen eines Staates,
einer Geſetzgebung, einer Wiſſenſchaft, Kunſt, geſprochen
werden kann.

Daß der Takt weit mehr mit dem Ewmpfinden zu
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war, befindet ſich auf dem Wege der Beſſerung und ſoll
morgen bereits das Bett verlaſſen. Jnzwiſchen dürfte er
zur Erholnng noch längere Zeit von dienſtlichen Arbeiten
und namentlich von der Theilnahme an den Reichstags
arbeiten fich fernhalten. Die erſte Leſung des Trunkſuchts-
geſetzes wird wohl bis zur völligen Wiederherſtellung des
Staatsſekretärs vertagt bleiben.

Der deutſche Fiſchereiverein, der durch den Tod
ſeines verdienten erſten Vorſitzenden einen ſchweren Verluſt
erfahren hat, iſt in nicht geringer Sorge um einen geeigne-
ten Nachfolger des Heimgegangenen. Das Augenmerk
richtet ſich in erſter Linie auf den Fürſten Hatzfeld
Trachenberg. Dieſer, einer der erſten Fiſchzüchter in
Deutſchland, e ſich hierdurch wie durch ſeine geſell-
fchaftliche Stellung, ſeine Beziehungen zum Hofe und zu
den Miniſterien ganz beſonders für dies Amt: man hoſſt,
daß der Fürſt die Bitte, den Vorſitz des deutſchen Fiſcherei-
vereins zu übernehmen, nicht abſchlagen wird.

Dem Vernehmen nach ſind die Vorarbeiten bezüglich
einer Novelle zum Strafgeſetzbuch über die Zuhälter
und damit J ſoweit abgeſchlofſen, daß
die betreffende Vorlage alsbald an den Bundesrath ge-
langen kann. Die Arbeiten über die Reform des Börſen-
verkehrs ſind dagegen noch im Rückſtande. Die angeſtell-
ten Erhebungen ſcheinen ſich ſehr umfangreich geſtaltet zu
haben, und es erklärt ſich daraus eine Verzögerung der
betreffenden Arbeiten. Wahrſcheinlich wird der Reichstag
anläßlich der Berathung der Börſenanträge Näheres über
den Stand dieſer Arbeiten und vielleicht auch ſchon über
die Pläne der Reichsregierung bezüglich der Abſtellung der
hervorgetretenen und anerkannten Mißſtände des jetzigen
Zuſtandes erfahren.

Den „pPolitiſchen Nachrichten“ zufolge wird in der
oben erwähnten Novelle das Zuhälterthum an ſich unter
Strafe geſtellt, ebenſo das Herſtellen und Feilhalten un
üchtiger Druckſchriften und Darſtellungen. Für Zuhälter,
daufbolde und Meſſerhelden iſt die Strafverſchärfung durch

hartes Lager und ſchmale Koſt vorgeſehen.
Nach einem Erlaß des Finanzminiſters wird die

Controlgebühr für abgabenfreies Salz vom 1. April d. J.
ab ſowohl für das zu landwirthſchaftlichen als auch das
zu gewerblichen Zwecken beſtimmte Salz auf 7 Pf. für
100 Kg feſtgeſetzt.

Nach dem am 16. Januar abgeſchloſſenen Frae-
tiousverzeichniß des Abgesord netenhanſes zählt die
conſervative Partei 125, das Centrum 98, die national
liberale Partei 84, die freiconſervative Partei 66, die frei-
ſinnige Partei 27, die polniſche Fraction 14 Mitglieder;
14 Mitglieder gehören keiner Partei an. Erledigt ſind
fünf Mandate, nämlich 3. Osnabrück Erſatzwahl für Bud
denberg, 4. Hannover für Tramm, 2. Berlin für Zelle,
7. Poſen für v. Stablewski, 3. Poſen für Kiepert. Von
den erledigten Mandaten waren drei im Beſitz der Ntional-
liberalen, je eins im Beſitz der Deutſchfreiſinnigen und der
Polen.

Die erſte Etatsberathung im Abgeordnetenhanſe.
die am Donnerstag beginnen und vorausſichtlich am Freitag
beendigt werden wird, dürfte ſich zu einer großen Debatte
über die allgemeine po.itiſche Situation geſtalten.

Jn dem Schwurgericht zu Münſter begann

ſchaffen hat, als mit dem Denken, deutet ſchon die häufig
angewendete Wortverbindung Taktgefühl an. Jn allen
Lagen des Lagen des geſellſchaftlichen Lebens, ohne lange
Ueberlegung, ſo zu ſagen inſtinktiv das Richtige, das Schick-
liche zu treffen, heißt taktvoll handeln. Negativ ausgedrückt
iſt es das Vermeiden alles deſſen, wodurch man im ge-
ſelligen Verkehr andere unnöthiger Weiſe verletzen, oder gar
kränken könnte. Dabei tritt der feinere Unterſchied zwiſchen
dem Takt im Allgemeinen und dem Takt des Herzens ziem
lich erkennbar zu Tage. Einem Mangel an erſterem ent
ſpringt eine Taktloſigkeit, die z. B. Standesvorurtheile ver
letzt, oder den Menſchen in ſeinem individuellen Selbſt
gefühl, ſeiner Eitelkeit trifft, die mit einem Worte nur ober-
flächliche Seiten ſeines Weſens berührt. Derjenige aber,
der gegen den Takt des Herzens handelt, verwundet ab-
ſichtslos das Herz ſeines Nebenmenſchen und berührt mit
rauher Hand jene Seiten deſſelben, die am empfindlichſten
ſind, und deren Berührung ſchmerzt.

Zur Kennzeichnung dieſes Unterſchiedes mögen unter
tauſend anderen einige wenige Beiſpiele dienen.

Eine Hausfrau ſetzt zwei ihrer Gäſte, von denen ihr
bekannt iſt, daß ſie einander ſpinnefeind ſind, an denſelben
Tiſch oder gar nebeneinander. Jm Geſpräche mit einem
Bekannten macht man ſich über eine dritte Perſon luſtig,
von der man weiß, daß derſelbe große Stücke auf ſie
hält. Vor einem Freunde, der die kleine Schwäche
hat, auf ſeinen Orden und Titel beſonders hohen
Werth zu legen, ſpöttelt man über derlei Auszeich-nungen. Mit dieſem und ähnlichem verſtößt man gegen

den Takt im Allgemeinen. Wird aber in einem geſelligen
Kreiſe vor einer Frau, die jüngſt das Unglück hatte
ihr Kind zu verlieren, die Freude geprieſen, die Kinder in's
Haus bringen, oder rühmt ſich ein begütertes Ehepaar in
Gegenwart anderer, mit Nahrungsſorgen kämpfender Eheleute
ſeines behaglichen Wohllebens, wird vor einem mit einem
körperlichen Gebrechen behafteten Menſchen ein ähnliches Ge-
brechen beſpöttelt, ſo ſind dies alles Sünden gegen den Takt

kliſcher Conrier.

des Herzens. Bei der Vorausſetzung, daß derlei Taktloſig-
keiten keine böſe Abſicht zu Grunde liegt, ſind djeſelbev zu
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eſtern der Prozeß wegen des ſozialdemokratiſchen Ueberfalls in Buer. Die Anklage lautet gegen ſämmtliche An

d auf Zuſammenrottung, Nick und Nolte ſind als
ädelsführer angeklagt. Außerdem geht die Anklage gegen

die einzelnen auf vorſätzliche Tödtung bezw. Tödtungs-
verſuch. Alle Angeklagten leugnen, geſtochen oder ſich
überhaupt an der Schlägerei betheiligt zu haben. Die
Ausſagen der Angeklagten ſind indeſſen theilweiſe wider
ſprechend.

Die Sbvritfrage, ſo wird der „Kölniſchen Zeitung“ ans
Valencia geſchrieben, darf man in dem Handel mit Spanien
von deutſcher Seite nicht allzuſehr überſchätzen. Es iſt u be
rückſichtigen, daß Spanien in dieſem Punkte aller Wahrſchein-
lichkeit nach nicht, oder wenigſtens nicht in einem Maße nach
geben wird, daß fernere größere Geſchäfte möglich werden. Zu
dem ſind die Preiſe für Sprit in Folge der zweimaligen Miß
ernte augenblicklich ſo hoch, daß in dieſem Halbjahr an eine
Einfuhr in größererm Stil nicht mehr gedacht werden kann
eine Einſubr, die überhaupt künftig an Bedeutung verlieren
wüürde, wenn Frankreich die zuläſſige Gradnation bei ſpaniſchem
Wein nicht erhöht. Denn wie viel Sprit kann man demſelben
noch zuſetzen, wenn er nicht mehr als 1010 Grad Alkohol haben
darf! Schließlich hat die „Kölniſche Zeitung bereits wiederholt
darauf hingewieſen daß nicht aller Sprit, der nach Spanien
kenmt, deutſcher iſt. Wenn man von dem in Hamburg rektifi
zirten ruſſiſchen Sprit abſieht, iſt ſogar die Menge des im
eigentlichen Sinne „deutſchen“ Sprits namentlich in den lehten
Jahren verhältnißmäßig gering geweſen, und gerade aus diefem

runde wurde das Geſchrei der Franzoſen gegen den deutſchen
net ſerfeits mehrfach als vollkommen nuberechtigt be-
zeichnet.

Bei der im öſterreichiſchen Abgeordnetenhauſe fortgeſetzten
Debatte über die Handelsverträge führte der Handelsminiſter
Marquis Bacquehem aus, die Opfer, welche dabei von den
Kontrahenten getragen würden, müßtenſals VerſicherungsPrämien
für die zwölfjährige Dauer der Handelsverträge angeſehen
werden. Was noch erübrige, „liege nach Oſten“. Die Regie-
rung ſei überzeugt von der großen Bedeutung der dort liegen-
den Abſatzgebiete für die Produkte der öſterreichiſchen Jnduſtrie
und werde in dieſer Beziehung nichts unterlaſſen. Sie befinde
ſich bierbei in vollem Einverſtändniß mit der ungariſchen Re
gierung. Der Minjſſter beſprach hierauf die einzelnen Handels-
verträge und hob dabei die Vortheile des Handelsvertrages
mit Deutſchland auf landwirthſchaftlichem Gebiete hervor.
Jedoch, dürfe nicht behauptet werden. daß die Verträge nur im
Jntereſſe Ungarns abgeſchloſſen ſeien; der erleichterte Abſatz
der ungariſchen Bodenprodukte werde auch Oeſterreich zu Gute
kommen. Der Miniſter wendete ſich ferner die Jung
czechen, welche gegen die Verträge opponirten, weil das Bünd-
niß mit Deutſchland ihre Sympathien nicht beſitze. Der Mi-
niſter erklärte weiter, bei der Abfaſſung der Verträge babe der
feſte Entſchluß obgewaltet, die übernommenen Verpflichtungen
in vollem Umfange auszuführen, auch jene bezüglich der
Eiſenbahntarife. An dieſem Beſchluſſe würden alle Be-
theiligten ſeſthalten. Er begbſichtige, demnächſt mit der
völligen Aufhebung der Publikationsdispenſe bezüglich der
Refaktien vorzugehen. Jn dem Vertrage mit Jtalien ſei der
Leinenzoll die einzige verſchlechterte Poſition, was durch bahn
tarifmäßige Erleichterungen ausgeglichen werden ſolle. Die Be
ſtimmung betreffs der Weinzölle bedeute blos die Aufrecht
haltung des status quo,. Italien werde auch nach dem 1. Febr.1892 von der Klauſel wo keinen Gebrauch machen, da es dies

nicht einmal bei dem Ausbruche des Zollkrieges mitFrankreich ge-
than habe. Er appellire an die Tiroler Abgeordneten, ſich ihre
Abſtimmung gut zu überlegen. Der 1. Februar 1892 würde
durch die Verträge zum Geburtstag neuer poſitiver Schöpfungen.
OeſterreichUngarn habe in dieſer großen Aktion eine gute Rolle
geſpielt und habe ſich hierbei einmüthiger Zuſtimmung erfreut,
weil die Zielpunkte der Verträge allgemeine Sympathien be
ſäßen. Der Miniſter ſchloß: Oeſterreich-Ungaxn halte tren an
dem politiſchen Bündniß mit Deutſchland und Jtalien feſt, wel

meiſt auf eine Unbedachtſamkeit zurückzuführen, welche auch
dem, der ſie beging ſobald er darauf aufmerkſam geworden

recht peinlich werden kann. Am häufigſten wird dies
Jenen zuſtoßen, die das Herz auf der Zunge haben, oder
die zu den Zerſtreuten zählen. Bei Menſchen, die zu viek
reden, liegt die Gefahr, Ungehöriges zu ſagen, ebenſo nahe,
wie bei ſolchen, die zu wenig denken; das heißt, die ihre
Gedanken nicht auf das momentane Geſprächsthema lenken,
Denn gerade die Denker von Beruf, nämlich die Gelehrten,
dürften in der Regel nicht zu den Taktſicheren zu rechnen
ſein, weil ihre Gedankenwelt ſo ſehr von ihrer Wiſſenſchaft
eingenommen wird, daß ſie mitunter die naheliegendſten Ge
bote des Taktes überſehen. Das zuverläſſigſte Mittel gegendas Begehen einer Takktloſigkeit i das Schweigen. Wer

den geſellſchaftlichen Boden, auf dem er ſich bewegt, nicht
ganz genau kennt, der wird namentlich bei heiklen Fragen
am klügſten thun, entweder garnicht mitzureden, oder doch
mit größter Zurückhaltung. Der Vorwurf für langweilig
zu gelten, der uns dabei treffen kann, iſt noch immer beſſer
als jener, taktlos genannt zu werden.

Unter den vielen Berufsarten giebt es eine, bei welcher
der Takt eine unerläßliche Grundbedingung bildet, bei der
er eigentlich zum Berufe ſelbſt gehört: es iſt die Laufbahn
des Diplomaten. Sie ſchließt den diplomatiſchen, den
politiſchen Takt in ſich, der einerſeits eine gründliche Kennt-
niß des Höflichkeits-Kodex, ſowie ein richtiges Verſtändniß
der jeweiligen politiſchen Lage, andererſeits große Geiſtes-
egenwart und Schlagfertigkeit im Geſpräche vorausſetzt.es iſt die höchſte Verfeinerung des Taktes, und Jene, die

ihr Beruf auf dieſe Lebensſphäre hinweiſt, werden daher
auch die feinſten Geſellſchaftsmenſchen ſein, da ſie ſich die
hohe Schule weltmänniſcher Bildung im weiteſten Umfange
n eigen gemacht. Dies iſt auch der Kreis, in dem ein

aktfehler zu einem politiſchen Fehler von einer gewiſſer
Tragweite und über den Salon hinausgehenden Folgen
werden kanun; ſchon darum, weil man bei Mitglieder
dieſes Kreiſes eine Taktlofigkeit im vorhinein als ausge
ſchloſſen betrachtet, und hinter derſelben eine verſteckte Ab

ſicht vermuthet. (Schluß folgt.
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ches die Sicherung des europäiſchen Friedens bezwecke; hinzu
ſei die Vereinigung zur Sicherung des wirthſchaftlichen

riedens ebenſo aufrichtig, ebenſo mächtig, indem die eine die
udere erbebe, ergänze und feſtige. (Lebhaſter wiederholter Bei
all, große Bewegung.) Nach dem Handelsminiſter ſprachen die
bgeordneten gaainſg und Spindler gegen die Verträge, der
bgeordnete Exner für dieſelben. Higrauf wurde die Verhand-

lung abgebrochen.

Wie wir hören, liegt es in der Abſicht, einige Aender
nungen der Ausſührungs-Beſlimmungen und Dienſtvorſckriften
zu dem Geſetz vom 20. Juli 1879 über die Statiſtik des
Wagreuverkehrs des deutſchen Zollgebiets mit dem Auslande
vorzunehmen, einmal zu dem Zwecke der Erſetzung derjenigen
Vorſchriſten, deren Ausführung auf Schwierigkeiten geſtoßen
ift, durch zweckmwäßigere Beſtimmungen über die Deklarakion der
Herkunft und Beſlimmung der aus dem hamburgiſchen Frei
Dofengebiete ein- oder dahin ausgeführten Wagaren, ſodann um
eine Beſchleunigung der Herausgobe ſowie eine Verbeſſerung
und Erweilerung der monatlichen Nachweiſuggen über den

garenverkehr des deutſchen Zollgebiets herbeizuführen. Drit-
tens will der Entwurf die Vereinfachung des Hauptwerks der
Waarenverkehrsſtatiſtik (Jahresnachweiſungen) durch Beſeitigung
a) der Nachweiſung des Wagrenverkehrs nach den Grenzſtaaten
des Eingangs und Ausgangs, b) der Nachweiſung über die Art
n Zahl der vorhandenen Niederlagen für unverzollte Gegen-

ände, e) der Ueberſichten über den überſeeiſchen Waarenverkehr
n den wichtigeren Hafenplätzen, d) der Verwerthung der un-

mittelharen Durchſuhr und des allgemeinen Waarenverkehrs
pereinfachen und infolge hiervon insbeſondere die Veröffent-
i der Hauptergebniſſe der Statiſtik des Wagarenverkehrs
nach Menge und Werth wie nach Ländern der Herkunſt und
Beſtimmung beſchleunigen. Sodann bezweckt der Entwurf eine
Verbeſſerung der Werihangoten in der Statiſtik des Waaren-
verkebrs und ſchließlich die Erlangung von Angaben über die
bei der Abfertigung von Wagren in den freien Verkehr des Zoll-
gebiets zur Anwendung gebrachten Zollſätze, ſowie eine Ver
cinfachung der zur Berechnung des Zollerirages von den Zoll
ſtellen aufgeſtellkten Nachweiſe und der vom Statiſtiſchen Amte
veröffentlichten Berechnung des Zollertrages. Die Erreichung
des zuerſt aufgeſührten Zweckes bedingt einige Aenderungen der
Ausführungsbeſtimmungen. Jm Uebrigen ſind nur Aenderungen
der Dienſtvorſchriften erforderlich.

Parlamentariſches.
Dem Abgeordnetenhauſe iſt, wie ſchon von uns mit-

gekheilt wurde, das in der Eröffnungsrede angelündigt Geſetz,
Betreffend die Abänderung der 88 18, 19, 20, 22, 28, 31 des Ge-
ſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883
zugegangen. Das Geſetz beſtimmt: Artikel J. Der s 18 des
citirten Geſetzes erhält folgenden Zuſatz: Die Regierungsab-
theilung für Kirchen- und Schulweſen wird aufgehoben. Die
Geſchäſte derſelben werden, ſoweit nicht das Bolksſchulgeſetz
anderweite Beſtimmungen trifft, bei ſämmtlichen Regierungen
von dem Regierungspräſidenten mit den der Regierung zu
ſtebenden Befugniſſen verwaltet. Wir citiren heute noch
folgende wichtigen Punkte:

Artikel II. Der S 19 Abſatz 1 erhält folgende Faſſung Dem
Regierungspräſidenten werden für die ihm perſönlich über-
tragenen Angelegenheiten ein oder zwei Oberregierungsräthe
und die erforderliche Anzahl von Räthen und Hilfsarbeitern,

on denen mindeſtens einer die Befähigung zum Richteramt
aben muß, beigegeben, welche die Geſchäfte nach ſeinen An-

weiſungen bearbeiten.
Artikel II. Der 8 20 erhält folgende Faſſung: Die Stell

bertretung des Regierungspräſidenten in Fällen der Behinde-
rung erfolgt durch den ihm beigegebenen Oberregierungsrat
und, wenn ihm zwei Oberregierungsräthe beigegeben ſind, dur
denjenigen von ihnen, welchen der Miniſter des Jnnern dazu
beſtimmt. Jſt auch der mit der Stellvertretung beauftragte
2 r behindert, ſo übernimmt der bei der Regie-
rung angeſtellte Oberregierungsrath und wenn dem Regierungs-
präſidenten ein zweiter Oberregierungsrath beigegeben iſt, der
em Dienſtalter nach ältere von ihnen die Vertretung.

Die zuſtändigen Miniſter ſind befugt, in beſonderen Fällen
eine andere Stellvertretung anzuordnen.

Artikel IV. Der 8 22 wird auſgehoben.
Artikel V. Der 828 erhält folgende Faſſung: Zur ſonſtigenStellvertretung des Regiernngepraſidenten im Bezirksausſchuſſe

und zur Stellvertrelung jedes der beiden auf Lebenszeit er-
nannten Mitglieder ernennt der zuſtändige Miniſter ferner aus
der Zahl der am Sitze des Bezirksausſchuſſes ein richterliches
oder ein höheres Verwaltungsamt bekleidenden Beamten einen
Stellvertreter.

Artikel VI. Der 8 31 erhält folgende Faſſung: Die er
zannten Mitglieder nehmen an den Plenarberathungen der Re
gierung nach Maßgabe der für die Regierungsmitglieder be
ſtehenden Vorſchriften Theil.
Artikel VII. Dieſes Geſetz tritt gleichzeitig mit dem
Volksſchulgeſßetz in Kraft.

Der Begründung entnehmen wir Folgendes:
„Der Entwurf eines Volksſchulgeſetzes nimmt in Ausſicht,

die Schullaſt durchweg den bürgerlichen Gemeinden und den
ihnen gleichgeſtellten Gutsbezirken bezw. den aus Gemeinden
(Gutsbezirken) gebildeten weiteren kommunalen nachbarlichen
Verbänden zu übertragen, ſowie dieſen Gemeinden (Gutsbezirken,
Schulverbänden) und den Selbſtverwaltungsbehörden in der
Kreis- und Bezirksinſtanz, einen weitgreifenden Einfluß auf die
Volksſchule zu gewähren. Geſchieht dies, ſo erſcheint es zweck
mäßig, die Aufſicht über das Volksſchulweſen in der Bezirksinſtanz
durch diejenige Behörde üben zu laſſen, welche im Uebrigen die
Aufſicht über die Kommunglangelegenheiten der bürgerlichen
Gemeinden (Gutsbezirke, nachbarliche Kommnnalverbände) führt
und zu welcher die an der Verwaltung und Aufſicht der
Schulen mitwirkenden nicht ſtaatlichen Behörden in engſter Be
Rſiehung ſtehen, d. h. zur Zeit durch den Regierungspräſidenten.
Die Schulauſſichtsbehörde geht ſonſt der efahr einer
Iſolirung entgegen und es fehlt eine ſichere Garantie,
jaß bei der Bearbeitung der Schulſachen die allgemeinen
Bedürfniſſe des kommunalen Lebens voll berückſichtigt
verden. Dieſe Erwägung führt mit dem Zeitpunktjer Eingliederung der Schulverwaltung in die Kommnunalver-
waltung d. i. mit dem Jnkrafttreten des Volksſchulgeſetzes zu
einer Auflöſung der n für Kirchen undSchulweſen; denn es erſcheint ſelbſtverſtändlich, daß die mitt-
ſeren Schulen, welche zudem ſchon jetzt faſt durchgängig von den
burg Gemeinden unterhalten werden, nicht anders als

ie Volksſchulen behandelt werden können. Und daſſelbe gilt
von dem Privakunterrichtsweſen, ſoweit der Unterricht ſich in
dem Rahmen der Volks und mittleren Schulen bewegt und das
Syſtem derſelben ergänzt. Was endlich die kirchlichen Zuſtänd-
jgkeiten der erwähnten Abttxilung betrifft, ſo ſind dieſelben ſehr
beſchränkt, und es erſcheint ünbedenklich, dieſelben auf den Re
gierungspräſidenten zu übertragen, welcher nach der oben ge-ebenen Darſtellung on jetzt einen weitreichenden Wirkungs-

reis auf dem Gebiet der kirchlichen Verwaltung hat. Die
Uebertragung der Geſchäfte auf den Regierungspräſidenten be
dingt eine Beſeitigung der kollegialiſchen Behandlung, wie ſie
bisher bei den Regierungsabtheilungen für Kirchen und Schul
weſen ſtattfand. Es erſcheint dies unbedenklich, da der Entwurf
des Volks ſchulgeſetzes weiter in Ausſicht nimmt, wichtige, ſeither
regiminelle Befugniſſe in die Kreis- und Lokalinſtanz bezw. in
die Hand der Gemeinden zu verlegen, hier aber in beſtimmten
Angelegenheiten eine kollegigle Erledigung vorzuſchreiben.

Für die mehr erwähten kirchlichen Sachen erſcheint die Auf-
hebung der Kollegiolverfaſſung unbedenklich. Was insbeſondere
die Kirchenbaureſolute betrifft, ſo verlieren dieſelben an Bedeut
ung mit der wachſenden Autonomie der Gemeinden Unter den
hegten iſt zudem der Rechtsweg über ihre Verpflichtungen
wuläſſig.

Das Trunkſuchtsgeſetz-
Der Geſetzentwurf, betreffend die Bekämpfung der

St ucht iſt dem Reichstage nuywehr zugegangen.
ſelbe hat durch die im Bundesrath vorgenommenen UAender-

ungen folgende Faſſung erhalten

I. Gewerbebolizeiliche Beſtimmungen über die Ausübung J
der den Vertrieb geiſtiger Getränke bezweckenden

Gewerbe.
Der 8 33 der Gewerbeordnung erhält folgende Faſſung:

Wer Gaſtwirthſchaſt, Scbankwirthſchaft oder Kleinhandel
mit Branntwein oder Spirilus betreiben will, bedarf dazu
der ErlaubnißDieſe Erlaubniß iſt nur dann zu verſagen,
1. wenn gegen den Nachſuchenden Thaflſachen vorliegen, welche

die Annahme rechtfertigen, daß das Gewerbe zur För
derung der Völlerei, des verbolenen Spiels, der Hehierei
oder der Unſittlichkeit mißbraucht werde;

2. wenn das zum Betriebe des Gewerbes beſtimmte Lokal
wegen ſeiner Beſchaffenheit oder Lage den polizeilichen
Anordnungen nicht genügt.

Die Erlaubniß zum Betriebe der Gaſtwirthſchaft, zum Aus
ſchank geiſtiger Getränke und zum Kleinbandel mit Brannt-
wein oder Spiritus iſt außerdem von dem Nachweis eines
vorhandenen Bedürfniſſes abhängig

Vor Ertheilung der Erlaubniß ſind die Ortspolizei- und
Gemeindebehörden gutachtlich zu bören.

Unter welchen Vorausſehungen der Handel mit Brannt-
wein oder Spiritus als Kleinhandel anzuſehen iſt, beſtimmen
die Landesregierungen.

Den Kleinbändlern iſt verboten, Branntwein oder Spiritus
in Mengen von weniger als abzugeben.

Räume, welche zum Ausſchank von Branntwein dienen oder
mit ſolchen Räumen in unmittelbarer Verbindung ſteben, dürfen
nicht zum gewerbsmäßigen Betrieb eines Handelsgeſchäſts oder
Handwerks benutzt werden. Ausgenommen ſind ſolche Gewerbe,
zu deren Betrieb die Verabfolgung von Nahrungsmitteln zum
Genuß auf der Stelle gehört. Sonſtige Ausnahmen können
von den höheren Verwaltungsbebörden zugelaſſen werden.

Die Centralbehörden oder die höheren Verwaltungsbehörden
ſür ihre Bezirke können die Anforderungen feſtſtellen, welche im
polizeilichen Jntereſſe an die zum Betriebe der Gaſt oder
Schankwirtbſchaft beſtimmten Fenme zu ſtellen ſind.

Die Beſtimmung des 8 75 der Gewerbeordnung findet auf
die Schankwirthe entſprechende Anwendung

g 5.
Gaſt und Schankwirthe ſind verpflichtet, ſelbſt oder durch

eine geeignete andere Perſon für die Aufrechterhaltung der
Ordnung in ihren Räumen zu ſorgen und Alles zu verhindern,
wodurch Völlerei, verbotenes Spiel, Heblerei oder Unſittlichkeit
gefördert werden kann. Nähere Beſtimmungen über das in
dieſer Hinſicht von den Gaſt und Schankwirthen zu beobachtende
Verhalten können durch Polizeiverordnung getroffen werden.

Die r a können Vorſchriften über die Zulang weiblicher Bedienung in Gaſt und Schankwirthſchaften
erlaſſen.

s 6.
Durch Polizeiverordnung kann der Ausſchank geiſtiger Ge-

tränke und der Kleinhandel mit Branntwein oder Spiritus
morgens vor 8 Uhr verboten, und auch vorgeſchrieben werden,
daß die Räumlichkeiten, welche den bezeichneten Gewerbe-
betrieben dienen, ſo lange geſchlafen zu halten ſind.

Den Gaſt und Schankwirthen iſt verboten Perſonen,
welche das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und ſich
nicht unter der Aufſicht großjähriger Perſonen befinden, geiſtige
Getränke zum Genuß auf der Stelle zu verabreichen.

Dieſes Verbot findet keine Anwendung auf, die Verab-
reichung zur Befriedigung eines Bedürfniſſes bei Erfeiſchung
auf Reiſen, Ausflügen und bei ähnlichen Gelegenheiten.

Den Gaſt und Schankwirthen, ſowie den Kleinhändlern
mit Brauntwein oder Spiritus iſt verboten, offenſichtlich Be
trunkenen, ſowie ſolchen Perſonen geiſtige Getränke zu verab-
reichen, von denen ſie wiſſen, daß ſie innerhalb der letzten drei
Jahre wegen ärgernißerregender Trunkenheit als gewohnheits-
mäßige Trinker rechtskräſtig verurtheilt worden ſind, oder
welchen auf Grund geſetzlicher Beſtimmungen das Betreten
öffentlicher Schankſtätten oder der Kauf von Branuntwein bei
Kleinhändlern an den betreffenden Orten unterſagt iſt.

Gaſt und Schbankwirthe dürfen einen Betrunkenen, den ſie
in ihrem Gewerbebetriebe geiſtige Getränke verabreicht haben.
falls ſein Zuſtand eine Hilfe erforderlich macht, aus ihren
Räumen nur dann hinausweiſen, wenn in hinreichender Weiſe
dafür Sorge getragen iſt, daß er nach Hauſe oder an einen
anderen geeigneten Ort geſchafft wird. Die den Wirthen ev-

nothwendigen Auslagen fallen den Betrunkenen
zur Laſt.

S 9.
Das Aufſuchen von Beſiellungen auf Branntwein und

Spiritus bei Perſonen, in deren Geſchäftsbetrieb dieſelben keine
Verwendung finden, iſt vom Geſchäftsbetrieb der Handels-
reiſenden (F 44 der Gewerbeordnung) ausgeſchloſſen.

II. Privatrecht ihe Beſtimmungen.

Gaſt und Schankwirthe dürfen geiſtige Getränke, von Noth
a rehe n ſeleben, zum Genuß auf der Stelle nicht auf Borg ver
abreichen.

Als Borg im Sinne vorſtebender Beſtimmung gilt nur die
Befriſtung der Zahlung über den Zeitpunkt hinaus, in welchem
der Gaſt die Gaſt oder Schankränme verläßt.

Die Vorſchrift des Abſ. 1 net auf die Verabreichung
geiſtiger Getränke ſeitens der Gaſtwirthe an ihre zur Beherber
gung aufgenommenen Gäſte ſowie auf die Verabreichung von
geiſtigen Getränken, welche üblicher Weiſe als Zubehör zu Mahl-
zeiten verabfolgt werden, keine Anwendung.

Die Vorſchrift des Abſ. 1 findet entſprechende Anwendung
auf die Lieferung von Branntwein oder Spiritus im Kleinhandel,
ſofern nicht die Lieferung mit Bezug auf den Geſchäftsbetrieb
des Empfängers erfolgt.

Forderungen für Getränke, welche den vorſtehenden Beſtim-
mungen zuwider verabfolgt ſind, können weder eingeklagt, noch
in ſonſtiger Weiſe geltend gemacht werden.

1

Wer inſolge von Trunkſucht ſeine Angelegenheiten nicht zu
beſorgen vermag oder ſich oder ſeine Familie der Gefahr des
Nothſtandes ausſetzt oder die Sicherheit anderer gefährdet, kann
entmündigt werden.

Der Entmündigte ſteht in Anſehung der Geſchäftsfähigkeit
einem Minderjährigen gleich. Seine Fähigkeit zu letztwilligen
Anordnungen wird durch dieſes Geſetz nicht berührt.

Der Entmündigte erhält einen Vormund. Auf die Vor-
mundſchaft finden die für Altersvormundſchaften geltenden Vor-
ſchriften entſprechende Anwendung. Der Vormund kann den
Bevormundeten mit Genehmigung der Vormundſchaftsbehörde
in einer Trinkerheilanſtalt unterbringen. Macht der Vormund
von dieſer Befugniß ungeachtet eines vorliegenden Bedürfniſſes
keinen Gebrauch, ſo kann die Unterbringung von der Vormund-
ſchaftsbehörde angeordnet werden.

Die Entmündigung iſt wieder aufzuheben, wenn keiner der
im Abſatz 1 bezeichneten Gründe mehr vorliegt.

Auf das Verfahren finden die Beſtimmungen der 88 593 bis
597, 602, 604, 616-619, 620 Abſ. 2 und 3. 622--624, 626 Abſ.

3 und 4 und 627 der Civilprozeßordnung entſprechende An
wendung.

(Fortſetzung und Schluß in der Abendausgabe.)

Reichstags Verhandlungen.
(150. Sitzung vom 18. Januar).

Auf der z Wer t die Fortſetzuder zweiten Berathung des Reichshaushalt
etats für 1892/93 und zwar des Etats der Pound Telegraphenverwaltung, Ref. iſt Abg. Buhl.
Die Budgetkommiſſion hat die laufenden Einnahmen und Ans-
gaben genehmigt, dagegen bei den einmaligen Ausgaben einige
Abſtriche gemacht.

Bei dem erſten Titel der Einnahmen: Porto und Tele
araphengebühren 227 190 000 .4 wünſcht Abg. Wiliſch (dfr.) eine

weitere Ermäßigung der n und zwar auf8 A. für das Wort. Nach der Statiſtik müſſe er beſtreiten,
daß dieſe Ermäßigungen hauptſächlich der Börſe und der Preſſe

zu gute kommen würdenz denn dke Zeitungs- und Vörſende
peſchen bilden nicht den größten Theil aller Depeſchen. Wenn
der Wörttarif ermäßigt würde, würde man nicht mehr jedes
einzelne Wort auf die Goldwaage legen und dadurch würde ſich
bald der etwa eintretende Einnahmeausfall ausgleichen, wie die
Ermäßigung von 6 auf 5 ſch ſchnell ausgeglichen hat. DieVermehrung des Verkehrs wird allerdings auch mehr Beamte

erſordern, aber der Reichstag wird ſtets, wenn es nothwendig
iſt, mehr Beamte bewilligen, denn unter der geringen Zahl der
Beamten leidet nur das Publikum. Jn welcher Weiſe werden
aber die Poſtbeamten durch das Klebegeſetz beläſtigt, ohne daß
daſür ein Pfennig bezahlt wird! Redner empfiehlt dann die
Ermäßigung der Gebühren für die „grauen“ Poſtarfträge, welche
nicht mehr Arbeit machen als die „grünen“ Poſtanfträge, welche
für 30 befördert werden.

Abg. Bachem (C.)bemängelt die Strafverſetzungen, welche
den Mitgliedern des Poſtverbandes 7 ſind. Der
Verband will nur eine Verbeſſerung der wirthſchaftlichen Lage
der Poſtaſſiſtenten herbeiführen. Es iſt nicht auzunehmen, daß
mit dem harmloſen Statut irgend welche die Würde eines Be
amten widerſtrebende Dinge gedeckt werden ſollen Redner habe
die Zeitung des Verbandes durchgeſehen, aber niemals etwas
Verdächtiges gefunden. Redner bittet die Poſtverwaltung um
eine öffentliche Erklärung, wie ſte ſich zudem Vereine ſtellt; der
Verband zählt jetzt 3500 Mitglieder, während die Beamteuklaſſe,
um die es ſich handelt, etwa 18 000 Mitglieder zählt. Die Be
amten haben das Gefühl, daß man ihnen das Recht, ihre wirtb-
ſchaftliche Lage zu verbeſſern, verkümmert, daß man auf Um-
wegen durch Maßregelungen den Verband, den man formell zu
verbieten ſich nicht für berechtigt hält, beſeitigen will. Bezüglich
der Sonnkagsruhe iſt, wie anerkannt werden muß, eine Beſſer-
ung eingetreten, allein in manchen Fällen ſcheint doch die Sache
nicht richtig angefaßt zu ſein, mix ſind wenigſtens Vorkommniſſe
bekannt, daß die Beamten zum Theil ſchlechter geſtellt ſind als
früher. Wenn das in dem Mangel an Beamten begründet iſt
ſo iſt doch dem leicht abzuhelfen, denn eine Erwerbsanſtalt ſo
die Poſt durchaus uicht ſein.

Abg. Wöllwer (dfr.) weiſt auf den Mangel hin, der in
dem Poſtverkehr zwiſchen Berlin und ſeinen Vor rten beſtebt:
Briefe über 16 Gramm müſſen 20 Pfg. Porto S während
Briefe innerhalb des Oberpoſtdirectionsbezirks Berlin, zu wel
chem auch Stücke von Charlottenburg z nur 10 Pfg.
koſten, auch wenn ſie über 15 Gramm ſchwer ſind. Ebenſo
liegt es bei den Telephongebühren, das alte Charloktenburg muß
200 Mk. bezahlen, das zur Oberpoſtdirection Berlin gehörige
Charlottenburg aber nur 150 Mk. Hoffentlich wird die Poſt
verwaltung nicht warten, bis einmal GroßBerlin geſchaffen
ſein wird, um eine Aenderung eintreten zu laſſen, Die Poſt
verwaltung kann ja für ſich die Rolle des Pfadfinderthums in
Anſpruch nehmen, ſie ſollte auf dieſem Gebiete vorangehen
und den wirklich nicht mehr vorhandenen Unterſchied zwiſchen
Berlin und ſeinen Vororten auch in Bezug auf die Tarife be
ſeitigen.

Staatsſekretär von Stephan: Die Poſtverwaltung
nimmt durchaus nicht die Rolle des Pfadſinderthums für ſich
in Anſpruch. Wenn Charlottenburg poſtaliſch zu Berlin ge-
ſchlagen werden ſoll, ſo würden daraus große Schwierigkeiten
entſtehen Charlotteuburg würde das Berliner Stadtpoſtporto
bekommen. Deshalb muß man warten, bis die politiſche Ver
ſchmelzung beider Gemeinden auch wirklich eingetreten iſt. Darin
hat der Vorredner Recht, daß die Poſtverwaltung beſtrebt ſein
muß, der rapiden Entwickelung der Berliner Vororte nachzu-
kommen. Die Zahl der Poſtämter hat ſich für Berlin und ſeine
Vororte auf 160 vermehrt; die Rohrpoſtanlagen ſind ausgedehnt
worden auf einen Theil der Vororte.

Abg. Lingens (Z.): Bei Anerkennung aller Maßregeln
welche zu Gunſten der Sonntagsruhe getroffen worden ſind, iſt
doch hervorzuheben, daß für die Beamten nicht überall richtig
geſorgt iſt. Die Beamten, welche Sonntags frei haben, müſſen
auch den vollen Sonntag frei haben; es darf alſo der Sonntags-
ruhe kein anſtrengender Nachtdienſt vorangehen, welcher die
Beamten hindert, Vormittags den Gottesdienſt zu beſuchen.
In der Schweiz iſt es geſetzlich feſtgeſtellt, daß der Poſtbeamte
52 volle freie Tage haben muß, von denen 17 auf einen Sonntag
fallen ſollen. Eine ſolche Sonntagsruhe iſt nicht nur religiöſes,
ſondern auch phyſiſches Bedürfniß. Wo katholiſche Ober
beamte zu entſcheiden hätten deren es allersdings ſehr wenig
net ſei die Sache leicht zur Zufriedenheit der Beamten
geordnet.

Abg. Bebel (Soz.) weiſt darauf hin, daß nicht nur die
Militärmuſiker ſondern auch Reichscivilbeamte den Privat-
muſikern Concurrenz machen. Es ſollen namentlich viele Poſt-
beamten bei dieſem Nebengewerbe betheiligt ſein. Jn Köln
ſoll eine Kapelle beſtehen, die nur aus Poſibeamten zuſammen
geſetzt iſt. Dieſe Beamten zahlen keine Steuern für ihren
Nebenberuf, ſie ſind nicht verſicherungspflichtig, und ſie können
billiger muſiciren. Die Beſchwerden bei den Civilbehörden
ſind bisher ziemlich erfolglos geweſen. Einzelne Behörden haben
ihren Beamten die Ausübung dieſes Nebengewerbes verboten.
Redner ſpricht die Erwartung aus, daß die Poſtverwaltung die
Ausübung dieſes Nebengewerbes ihren Beamten verbieten wird,
wenn es nöthig ſein ſollte unter Erhöhung der Gehälter für
ſolche Beamtenklaſſen die daxauf angewieſen ſind. Dem
Schalterbeamten iſt durch das Klebegeſetz eine ſehr bedeutende
Arbeit aufgebürdet worden. Es würde zu erwägen ſein ob
nicht beſondere Büreaus für die Ausgabe der Verſicherungs
marken und auch der Wechſelſtempelmarken eingerichtet werden
können. Für die Sonntagsruhe treten auch wir ein; wir wür-
den nichts dagegen haben, wenn Sonntags überhaupt keine Poſt
beſtellung ſtattfände, wie das in England der Fall iſt. Die
religiöſe Seite der Frage iſt uns dabei vollſtändig gleichgiltig,
daraus haben wir niemals ein Hehl gemacht.

Direktor im Reichspoſtamt Fiſcher: Von der hohen
Wichtigkeit der Sonntagsruhe für die Beamten iſt die Poſtver-
waltung vollkommen überzeugt und es beruhigt mich, daß Herr
Lingens der nach dieſer Richtung hin ſehr viel forderte, von
den Einrichtungen der Poſtberwaltung ziemlich befriedigt iſt.
Daß ein Kapellmeiſter eines kleinen Städtchens ſich beſchwert
über die muſikaliſche Beſchäftigung von Poſtbeamten, iſt uns be
kannt, aber wir können nicht generell eine Verfügung erlaſſen,
die tief in die Freiheit der einzelnen Beamten und Staatsbürger
einſchneiden würde. (Sehr richtig! rechts.) Wo Uebertreibungen
ſtattfinden, wird die Verwaltung im Jntereſſe des Dienſtes ein
ſchreiten können. Ueber den Verband der Poſtaſſiſtenten iſt im
vorigen Jahre ausführlich verhandelt worden. Die Poſtver
waltung hat erklärt, daß ſie nicht dulden wird, daß die
Stellung der Poſtbeamten agitaloriſch ausgebeutet wird. Ver
ſetzungen von Beamten ſind ſehr ſelten vorgekommen, und nur
bei ſolchen Beamten die an ihren Orten unhaltbar geworden
ſind. Beſchwerden über die Verſetzungen ſind nicht an die Ober
behörden gekommen. Die Wünſche der Poſtbeamten auf Ge
haltserböhungen ſind nicht ſo leicht u erfüllen, wie ſie ausge
ſprochen werden. Es ſind viele dieſer Wünſche erfüllt worden
in den letzten Jahren.Abg. Stöcker bält eine Verbeſſerung der Sonntagsruhe
für nothwendig und möglich, namentlich ſollte man die Nach
mittagsſtunden vom Dienſt befreien, denn dadurch wird auch
das Publikum beläſtigt. Jedenfalls ſollte man den Geldverkehr
Sonntags einſtellen. Wo jetzt die Sonntagsruhe den Privaten
gegenüber ſcharf durchgeführt wird, muß die Reichsverwaltung
mit beſtem Beiſpiel vorangehen. Unbedingt abgeſtellt werden
muß aber der Packetverkehr. Es iſt ärgerlich, wenn man am
Sonntag mit Vacketen überſchwemmt wird (Heiterkeit). Die
Poſtbeamten lachen darüber nicht, ſondern baben eher Urſache
Thränen zu vergießen. Jn Baden wird der Charfreitag noch
als gewöhnlicher Geſchäſtstag betrachtet; das ſollte abgeändert
werden. Redner bemängelt dann die niedrige Beſoldung der
Poſtagenten. Der Staatsſekretär würde auf allen Seiten Ent
gegenkommen finden, wenn er zur Beſſerung der Sonntagsrube
der Beamten Geldmittel in Anſpruch nehmen würde.

Stagotsſekretär von Stephan: Mit der vom Vorredner
vorgeſchlogenen Einſchränkung des Sountagsdienſtes würden
doch wohl nicht alle einverſtanden ſein. Die beim Sonntags
dienſt betheiligten würden ſich unter keinen Umſtänden für die
Abſchaffung deſſelben erklären. Die Poſtverwaltung würde
ſofort darauf eingehen wenn es dem Vorredner durchznuſetzen
gelänge, daß am Sonntag Abend überhaupt keine Eiſenbahn
züge abgehen. Bezüglich des Eharfreitages kann die Poſtver
waltung nicht allein vorgehen, ſie muß ſich nach den landes-
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geſetzlichen Vorſchriften richten. Bei der badiſchen Regierunmuß alſo eine lenderung berbeigeführt werden. eun 8
keinen Finanzminiſter und keinen Bundesrath und Reichslag

äbe, ſo würde ich gern die Gehälter aller Beamten erböbeu.
zbälter der Poſtagenten ſind erſt im vorigen Etat erböht

Abg. Bebel weiſt darauf hin, daß in Hannover 4 Kapellvorbanden ſind, welche rig aus Staatsbeamten beſtehen

das läßt den Schluß zu, daß die er der Beamten, welche ein
ſolches Nebengewerbe betreiben, ſehr groß iſt. Da dieſe Kapellen
zum Theil täglich beſchäftigt ſind, da ſie auch Proben abhalten
müſſen, ſo muß dadurch das Jntereſſe des Dienſtes geſchädigt
verden. Ein generelles Verbot des Muſikmachens ſoll in die

reibeit der Beamten eingreifen. Wenn Sie nur die Freiheit
der Beamten auch auf andern Gebieten gelten laſſen wollten,
z B. bezüglich der Zugehörigkeit zu Vereinen u. ſ. w.! (Sehr
richtig! Liuks).

(Schluß folgkt.)

Aus Nah nnd Fern
Zur ruſſiſchen Hungersnoth. Einem St. Peters-

burger Privatbrief zufolge, nimmt Hun gersnoth und Hunger-
typhus in den Gouvernements Kaſan, Sſimbirsk und
Sſaratow einen immer größeren Umfang an. Jn mehreren
Kreiſen dieſer Gouvernements wüthet der Hungertyphus
ärger als während des Krimkrieges. Sämmtliche Laza-
rethe ſind überfüllt.

Mord im Gefängniß. Zu der ſchon in geſtriger
Abendausgabe kurz gemeldeten Blutthat in Poſen geht uns
von dort noch folgender Bericht zu: Der Schloſſergeſelle
Johann Viſſen, ein alter Zuchthäusler, der im hieſigen
Gerichtsgefängniß in Unterſuchung war, hat den Gefangen
auſſeher Frankowsky, als derſelbe um 1 Uhr Nachts die
Zelle revidirte, mit einer Eiſenſtange vor den Kopf geſchlagen.

r ſich deſſen Dienſimütze, Paletot, Kontroluhr und
Schlüſſel an, wurde vom Militärpoſten, der ihnfür den
Aufſeher hielt, aus dem Gefängnißthore durchgelaſſen, undverſchwand ſpurlos. Frankowsky er nach 2 Stunden.

Unglücksfall beim Jordanfeſt. Aus Tillis wird
zemeldet: Als die aus der armeniſchen Kathedrale kommende
nach der Waſſerweihe ſich begebende Pxozeſſion eine Jn-
terimsbrücke über einen Arm des Kurafluſſes paſſirte, brach
dieſelbe zuſammen und wurden bei Nachdrängen der dichtenVollsmaſſen viele erdrückt und verwundet; zahlreiche Per-

ſonen ertranken. Die Anzahl der Verunglückten iſt noch
unermittelt.

Erzherzog Carl Salvator iſt geſtern Nachmittag
geſtorben.

Die Kaiſerin von Rußland iſt von dem Jn
nenzaaufall, von dem ſie betroffen worden war, nunmehr

war wieder hergeſtellt, muß ſich indeſſen noch große Scho
nung auferlegen. Gleichwohl wird ſie, nachdem ſie bereits
porgeſtern dem Neujahrsempfange beigewohnt hatte, auchün der Feier des Jordanfeſtes Heilnehegen,

Die Jnfluenza in Jtalien. Jn Livorno kommen
jetzt täglich an 600 Erkrankungen vor; in Parma, Modena
und Padua hat der Geſundheitszuſtand im Allgemeinen
eine Verſchlimmerung erlitten. Die Biſchöfe ordneten die
Ausſtellung des Allerheiligſten an, und ertheilten Faſten
dispenſe.

Die große Hedrich'ſche Dampfmühle in Neu
wühlen iſt in der vergangenen Nacht durch eine Feuers
zunſt gänzlich ib Aſche gelegt worden.

Sich ſelbſt in die Luft zeſprengt! Der preußiſche
Anterthan Otto Riehl und zwei andere Perſonen brachen in
ie Vorrathskammer des Phyrvotechnikers Pickert ein, wobei ſie

mit dem Feuerzeug ſo unvorſichtig umgingen, daß der Pulver-
borrath t und das ganzeMagazin in die Luft geſprengt

iehl wurde ſofort getödtet, die anderen Diebe ſchwer

Auf Befehl des ruſſiſchen Miniſters des Jnnernſt die in eſthniſcher Sprache in Reval erſchienene Schrſt: „Das

eilige Gebet Vater unſer in Predigten erklärt von Paſtor
desberg auf Oeſel“ überall konfiszirt worden. Die Schrift,

welche von livländiſchen und eſthländiſchen Predigern eifrig ver-
breitet worden, ſoll Betrachtungen über den griechiſch-orthodoxen
Blauben und die Anordnungen der Regierung enthalten.

Ein großer unterirdiſcher Gang iſt in Cherſon ent-
deckt worden. Von den bisher nicht ermittelten Verbrechern
war von dem Keller eines Hauſes aus quer über den Weg einer
en Straße, in einem Umfange von 12 Faden, zum Hauſe

reichen Manufakturwaarenlagers ein Tunnel angelegt
worden. Zur Vollendung des Werkes fehlte nur noch eine
kleine Strecke. Die Diebe konnten durch dieſen unterirdiſchen
Bang bequem in den Keller des Magazins einbrechen und dieſes
ſelbſt berauben. Bei den Arbeiten wurden Bergwerksinſtru
mente, Lichte, Wein ud Cognucflaſchen, Säcke 2e. vorgefunden

Ter Dienſtbotenmörder Schneider in Wien hatte bisber
b. ihm zur Laſt gelegten Mordthaten trotz des erdrückenden

eweismaterigls mit Entſchiedenheit geleugnet. Er mochte dar
auf gerechnet haben, daß ſeine Frau ſich ebenſo verhalten werde,
von der er übrigens längere Zeit glaubte, ſie habe bei ihrem
Selbſtmordverſuche den Tod gefunden. Es beißt, daß er bei
dem Empfange der Nachricht, ſeine Frau lebe und habe ein Ge
Kändniß abgelegt, vor Schreck nicht zu ſprechen vermochte. Jetzt

at auch er ſich zu Bekenntniſſen bequemt und zuerſt ſeinem
Vertheidiger, dann dem Vicepräſidenten des Gerichtsboſs gegen
über ein Geſtändniß ſeiner Schuld abgelegt, jedoch mit dem Be
merken daß ſeine Fran in zwei Fällen einen hervorragenden
lntbeil an den Mordthaten genommen habe; eine andere Mit

tbeilung geht ſogar dabin, doß er ſie als die moraliſche Ur-
heberin bezeichnet. Jnsbeſondere ſollen von ihr die Rathſchläge
über die Art der Ausführung ſtammen (durch Vorbalten eines
Fläſchchens unter die Naſe, weiches zunächſt die ſofertige Ohn-
macht herbeigeführt). Er will in einem Fall ſelbſt durch Narkoſe
von ſeiner Frau in Betänbung geſetzt ſein und dann nur den
Raub gusgeiührt baben. Jn Folge deſſen erhebt die Staats
anwaltſchaft die Anklage gegen Roſalie Schneider, welche ur
prünglich nur auf entferntere Mitſchuld am Morde (Strafſatz
19--20 Johre) angeſtrengt wurde, nunmehr auf unmittelbare
Mitſchuld, auf welche der Tod ſ

baben der Königin
od ſteht.

Die engliſchen Aerzte
Vieto ria unterſagt, Osborne zu verlaſſen. Auch die Prin-
v r werden bei den Beiſetzungsfeierlichkeiten

n Windſor nicht zugegen ſein. Der Leichnam des Herzogs
von Clarence wird am Mittwoch Nachmittag zwiſchen 2 und
3 Uhr auf der Station Datchet bei Windſor eintreffen. Von
hier aus ſetzt ſich der Zug unter Trauermuſik und Geſchütz-
elven nach der Kapelle Sanct Georg in Bewegung. Das
palier bilden Truppen. Die Beſpannung für den Leichen-

wagen wird die Artillerie ſtellen, während Huſaren den Sarg
om Wagen abheben und in die Gruft tragen werden. Jn der
apelle haben Jnfanterie und Marine den Ehrendienſt.

Ein Opfer des Tuberkulins ſcheint nach den Be-
richten ſchweizeriſcher Tagesblätter Profeſſor Kleb s in Zürich
ergrden zu ſein, und t äußerte ſich bei ihm die Wirkung

r Nekrotiſirung des Nährbodens darin, daß ihm das Tuber-
in die Profeſſur entzog. Jn ſeine Arbeiten über das

uberkulin vertieſt, bielt nämlich der Gelehrte weder ſeine Vor-
ngen noch die Obduktionen mehr ab, worauf die Studirenden
Iue unter dieſen Umſtänden wohl nicht unbegründete Beſchwerde
m den Senat einreichten, und der große Rath den dkingenden

en eane brach daß Profeſſor Klebs ſein Lehramt nieder

Hochſchulen, Akademien, gelehrte Geſellſchaften.
Obwohl die zur Verfügung ſtehenden Mittel in Folge

der nicht günſtigen prenßtſchen Finanzlage nur beſchränkte
ſind, iſt es doch möglich geweſen, auch ſür das Etatsjahr
1892/93 eine Vermehrung der Lehxrſtühle an den
Univerſitäten vorzunehmen. So ſollen außerordentlicheProfeſſuren für die vteurepaiſche insbeſondere ruſſiſche Ge

ſchichte in Berlin, für die philoſophiſche Fakultät in Greifs-
wald, für die neueren Sprachen in Marburg und für engliſche Sprache und Literatur in Münſter e affen werden.

An ſind zwei in der philoſophiſchen und
eines in der mediziniſchen Fakultät in Breslau, ſowie ej
ſolches in der theologiſchen Fakultät in Kiel vorgeſehen.

Halliſche Lokalnachrichten vom 19. Jauuar-
Der Nachdruck unſerer Original-Correſpondenzen iſt nur mit deutlicher Quellen

angabe geſtattet.
n der geſtrigen StadtverordnetenSitzung wurde

Herrn Rechisauwalts Elze welcher ausführte,
daß die Beſchlüſſe der Verſammlung in Sachen der Hunde
Steuer bei den Stadtverordneten wie in der geſammten
Bürgerſchaft fehr verſchiedene Beurtbeilung und getheilten Bei
fall gefunden, eine Kommiſſion beſtehend aus den Herren
Juſtizrath Herzfeld. Rentier Schulze Vechtsanwalt
Elz e, Kaufmann Sachs und Maurermeiſter Friedrich.
zur nochmaligen Durchberathung dieſer An-gelegenheit vor der Erledigung derſelben im Plenum ein
geſetzt. Bei der Nachbewilligung von 488 .4 für das Stadt
theater wurde guf Antrag des Herrn Stärkefabrikant
Schmidt das Erſuchen an den Magiſtrat gerichtet, einePrüfung des Gagen- Etats beim Stadttheater
vornehmen und über die tritt derſelbender Verſammlung Bericht erſtatten zu wollen,
um dadurch Klarheit zu ſchaffen, inwieweit die im Publikum

umlanfenden Klagen über in ſeinervertragsmäßigen Pflicht Seitens des Stadt
theater- Direktors und ein dadurch veranlaß-
tes Herabgehen der Leiſtungen des Tbeaters
berechtigt ſind. Eine Interpellation der Herren Friedrich
u. Gen. an den r wie es trotz des vor Kurzem gefaß
ten Beſchluſſes der Verſammlung möglich ſei, daß die Um-
wandlung der Promenaden-Aunlagen vor demarchäokogiſchen Muſ,eum durch Schuttanfahren fortge
ſetzt werden könne, fand nach längerer Beſprechung die Zuſtim
mung der Verſammlung, welche dann eine aus den Herren
Manrermeiſter Friedrich. Rentier Roth, Rechtsanwalt
Hr. Keil Stärkefabrikant Schmidt. Kaufmann Richter
und Jnuſtizraſh Herz feld beſtehende Kommiſſion zur Prüfung
der noch nicht an Verhältniſſe in dieſer Angelegenheit
betraute. Gewiſſe Beziehungs- Aenderungen in der Vorlage über
den Haushallsplan des Waſſerwerks gaben Veranlaſſung zur
Einſetzung einer Kommiſſion, welche über ein einheitliches
Vorgehen zum Erſatz von entbehrlichen Fremd-
wörtern durch deutſche Bezeichnungen in dem

J J
auf Antrag des

ſtädtiſchen Verwaltungsweſen berathen ſoll. es
gehören dieſer Kommiſſion die Herren Maurermſtr. Friedrich,

Elze, Rektor Dietlein und Rechtsanwalt
Hr. Keil an. Der Antrag des Magiſtrats auf Errichtung
eines neuen Schulgebäudes für die katboliſche
Schule wurde zurückgegeben, um erſt noch von der Finanz-
Kommiſſion vorberathen zu werden.

Rechtsanwalt

ebung.
ne nansabe

Aus der Provin) Sachſen und ihrer m
Der Nachdruck unſerer Orxiginalnachrichten iſt nur mit vollſtänbiger

geſtattet.
W Schkeuditz, 18. Januar. (Reviſion der Schul e

Jn ver vergangenen Woche bielt ſich Herr Schulrath Herrmonn
aus Merſeburg in unſerer Stadt auf, um ſowohl die Bürger
ſchulen als auch die höhere Privatſchule des Herrn r. Regener
einer eingehenden Reviſion zu nterziehen. Auch einer Land
ſchule wurde ein längerer Beſuch abgeſtattet.

m. Magdeburg 18. Jan. (Zum Neuhaldenslebener
Morx d) ſchreibt die „Magdeb, Ztg.“: Wie uns aus ſicherer
Quelle mitgetheilt wird, bleibt Er be beharrlich beim Leugnen.
Er hat vor dem Unterſuchungsrichter auf Grund der er-
drückenden Beweiſe zwar zugeſtauden, mit feiner Braut und
der Ermordeten am Tage der That von hier nach Neuhaldens-
leben gefahren zu ſein, er will dort mit den beiden in eine
Gaſtwirthſchaft eingekehrt ſein, gefrühſtückt und ein Glas Bier
getrunken haben. Von dort habe ſich ſeine Braut mit der er
mordeten Kaſten von ihm getrennt.
mit dieſen nicht wieder und will am Abend
beim Nachfragen durch den Jndaber der obigen Gaſtwirthſchaft
erfahren haben, daß ſeine Braut bereits wieder nach Magde-
burg zurückgefahren ſei. Die Buntrock hat da z wie bereits
vor einiger Zeit von uns mitgetheilt, ein umfaſſendes Geſtänd.
nis gelegt und hierbei den Erbe als den Hauptthäter be
zeichuet.w. Magdekurg, 18. Jan. (Kongreß deutſcher Ge
werbetreibender. Verbot des Salzſtreuens.)
Jn unſerer Stadt ſoll ein Kongreß ſämmtlicher Ver
eine der deutſchen Gewerbetreibenden auf Ver
anlaſſung des hieſigen Vereins einberufen werden, der gegen die
Beſtrebungen, „den Hauſirhandel unter den Bedürfnißparagraphen
zu zwingen“, Front machen ſoll. Die Zuſammenkunft wird vor
ausſichtlich in der zweiten Hälfte des Februar ſtattfinden.
Durch polizeiliche Verfügung iſt den hieſigen Straßenbahnen
das Streuen von Salz bei Schneefällen verboten worden.

Sömmerda 18. Jan. (Auf eine Beſſchwerde
ſchrift an den Eiſenbahnminiſter Thielen) wegen
Unregelmäßigkeiten bei der Beförderung des
Publikums von Erfurt nach Sömmerda bei Ge
legenheit des vorjährigen Kaiſermanövers hat jetzt der
„Mad. Ztg. zufolge der Eiſenbahnminiſter Antwort dahin er-
kheilt, daß die Angelegenheit einer eingehenden Prüfung unter-
zogen und das Erforderliche veranlaßt worden iſt, um der Wie-
derkehr ähnlicher Unzuträglichkeiten in ſchwierigen Lagen gleicher
Art für die Zukunft möglichſt vorzu beugen.

S Langenſtein bei Halberſtadt, 18. Janugr. (Zu dem
geſtrigen Begräbniß) des hierſelbſt verſtorbenen Ritter

irre Landrath a. und Geh. Regierungsrathsdimpau waren Hunderte von Verehrern, zum Theil aus
weiteſter Ferne, berbeigeeilt. Wahrbaſt großartig war der
Schmuck des in der Vorhalle des Schloſſes aufgebabrten Sarges.
Der der Familie Rimpan als früherer Erzieher der Kinder und
Freund nabeſtebende Paſtor Schagafft, jetzt Geiſtlicher bei
Kaſſel, welcher auch vor fünf Mongten bei der goldenen Hoch-
zeitsfeier die Einſegnung vollzogen hatte, hielt die Gedächtniß
rede. Er verſiand es, in trefflicher Rede ein Bild von dem
Lebensgang des Verſtorbenen zu entwerfen und ihn zu ſchildern
als treuen Gatten, liebevollen Vater, edlen Woblihäter, väter
lichen Freund und Beratber, ſtrebſamen neue Bahnen er
ſchließenden Landwirtd, gewiſſenhaften Beamten und aufrichtigen
Chriſlen. Unter den von dem Trompetercorps der Halberſtädter
Küraſſiere geſpielten Chorälen und Trauermärſchen bewegte ſich
der unabſebbare Trauerzug durch die Parkanlogen zu der von
Tannenbäumen imnſchloſſenen Erbbegräbnißſtätte. An beiden
Seiten des Weges hatten die zablreichen Arbeiter des Gutes
Aufſtellung genommen. Der Ortsgeiſtliche Paſtor Wendt
ſprach das Gebet an der offenen Grabesſſätte.

Wittenberg, 18. Januar. (Erfroren.) Ueber den
todt aufgeſundenen Sattlermeiſter Gobiſch von hier, worüber
wir bereits nenulich kurz berichteten, wird jetzt noch geſchrieben:
Es ſteht nunmehr feſt, daß der Tod dieſes ehrenwerthen und
wackern Mannes, der auch Jnhaber des Eiſernen Kreuzes war,
durch Erfrieren eingetreten iſt. Der Verſtorbene hatte ſich am
Donnerſtag als „Ehrentreiber“ an einer auf der Teucheler Feld
fur abgehaltenen Treibjagd betbeiligt, iſt dabei auf den hart-
gefrorenen Erdboden gefallen, betäubt oder vom Schlage ge
troffen liegen geblieben und erfroren. Die übrigen Jandoeoſen
haben den Verunglückten wohl vermißt, das Suchen nach ihm
aber der großen Kälte wegen aufgegeben

Bonitz (Anhalt), 18. Januar. (Alterthum sfunde.)
Jn hieſiger Flur auf einer kleinen Anhöbe in der Nähe der

Er ſei den ganzen Tag

Wieſen ſind, der Magd. Ztg. zufolge, von oem Häusler Gre Magd. Ztg. zu Häusler Gr-beim Steingraben in jüngſter Zeit werthvolle Vlihercd dine

emacht worden. So wurden B. zwei ſehr gut erhaltene
cbwarzirdene Gefäße gefunden, ein größeres von 30 cm

Durchmeſſer und ein kleineres von 12 em Durchmeſſer. Beide
Gefäße haben breite Topfform und kleine Henkel. Gefſüllt
waren beide Gefähße mit Aſche kund Knochenüberreſten; das
kleinere Geſfäß hat in dem größeren geſtanden.

Neneſte Nachrichten und Depeſchen.
Berlin, 19. Jan. (Fernſprechnachrichten der „Hall. Ztg.“Der geſtern veröffentlichte erſte ken des We n

von PoſenGneſen, von Stablewski, findet in der hieſigen
Fane allgemeine Anerkennung. Auch die liberalen

eitungen beſprechen ihn beifällig. Der Handelsöbertrag
mit der Schweiz ſteht für nächſten Freitag zur erſten Be
rathung im Reichstage. Der Geſetzentwurf über Bank-
Depots wird dem Reichstag noch in dieſer Tagung zu
gehen. Die Verhaftung eines hieſigen Rechtsanwalts
erregt in Anwaltskreiſen peinliches Aufſehen. Es war
über denſelben bei der Staatsanwaltſchaft beim Land
gericht II eine Denunziation wegen Betruges eingelaufen
und die Ermittelungen ſollen ſo belaſtendes Material er-
geben haben, daß ein Haſtbefehl erlaſſen wurde. Der
Beſchuldigte entzog ſich demnächſt zwar der Verhaftung,
ſtellte ſich aber am Sonnabend Nachmittag freiwillig dem
Unterſuchungsrichter und wurde in Haft behalten.
Stuttgart. Von 700 beim Streik betheiligten Setzern

ſind gegen 400 heute zu den alten Bedingungen wieder
eingeſtellt worden, die übrigen bleiben ſtellenlos, da ihre
Plätze durch Zuzug von auswärts beſetzt ſind.

Wien. Nach einer Meldung der „Pol. Corr.“ aus
Petersburg würde der Bruder des Khedives, Mehemed Ali,
den europäiſchen Höfen die Notifikation von der Thron
beſteigung überbringen. Bald darauf würde eine Rund-
reiſe des Khedives erfolgen. Wie daſſelbe Blatt aus
Konſtantinopel mittheilt, hielt Nelidow beim Neujahrs-
empfang, welchem der ſerbiſche und der montenegriniſche
Vertreter beiwohnten, einen Toaſt auf den König von
Serbien und den Fürſten von Myntenegro als Souveräne
beider mit Rußland befreundeten Nationen.

Amſterdam. Eine Depeſche aus Batavia meldet die
Ermordung des Kommandanten der niederländiſchen Truppe
auf Java, Oberſt Nathan Otto Otto, durch einen Kaufmann
Holz. Politiſche Motive liegen der That nicht zu Grunde

Köln, 18. Januar. Der alte Plan der Curie, die
Theilung Englands in zwei römiſche Kirchen
proviunzen, ſoll, der „Köln. V.Ztg.“ zufolge, vor der
Ernennung des neuen Erzbiſchofs von Weſtminſter aus-
geführt werden.

Köln, 18. Jan. Die Köln. Ztg. meldet aus Peters-
burg, daß die Bittſchrift des in Kaſan verhafteten Atten
täters Kotſchurichin die Angabe enthielte, er habe nicht
die Tödtnng des Gopverneurs beabſichtigt, ſondern nur
die allgemeine AufmKkſamkeit auf ſich lenken wollen.
Kotſchurichin iſt 26 Jahre alt und ehedem wegen Thätlich-
keit gegen einen ſeiner Lehrer von der Feldſcheerſchule fort
gejagt worden.

Darmſtadt, 18. Januar. Der Großherzog bleibt
auf den Rath der Aerzte der Beiſetzungsfeier in
Windſor fern, auch der Erbgroßherzog iſt durch eine
Erkältung in Potsdam zurückgehalten. Zur Vertretung
des Großherzogs bei der Beiſetzung des Herzogs vonClarence iſt deshalb der Oberſthofmarſchall v. Weſterweller

nach Windſor abgereiſt.
Bremerhaven, 18. Januar. Die Schifffahrt nach

Bremen iſt wegen des Feſtſetzens des Eiſes bei Vege-
ſack unterbrochen, die Seeſchifffahrt nach Bremerhaven
offen. Das Leuchtſchiff Bremen l verließ die Station
wegen Eisgang.

Liſſabon, 19. Januar. Jn der heutigen Sitzung der
Cortes legte der neue Miniſterpräſident das Programm
des Kabinets vor. Zur Herbeiführung der Reorgani-
ſation der Finanzen müßten ſich alle Opfer auferlegen.
Die Regierung werde genöthigt ſein, an die
Gläubiger des Staates zu appelliren.

Liſſabon, 18. Jan. Der Biſchof Ayres Gouveja iſt
zum Jnſtizminiſter ernannt worden. Der zweite Director
des Banco „Luſitano“, welcher gleichfalls verhaftet wor-
den war, iſt gegen Hinterlegung einer Kaution wieder auf
freien Fuß geſetzt worden.

Liverpool, 18. Jan. Durch eine Feuersbrunſt iſt
ein ſiebenſtöckiges Magazin, in welchem ſich 3800 Ballen
Baumwolle befanden, zerſtört worden.

Zum Großfeuer in Rom.
Rom, 18. Januar. Das geſtrige Feuer entſtand aus det

Unvorſichtigkeit der Gräfin Rzewuska, welche ein brenneudes
Streichholz auf den Teppich warf. Der Schaden wird auf über
2 Millionen geſchätzt. Corrodi büßt ſeine reiche Sammlung
mannigfacher inerſetzlicher Knuſtgegenſtände ein, die auf 200 000
Lre. bewerthet ſind dazu kommen noch koſtbare Juwelen,
Keiner der Bewohner war verſichert. Die neuerliche Erkennt-
niß von der gänzlichen Unbrauchbarkeit des Löſchdienſtes regt
die Bevölkerung in hohem Maße auf und Fürſt Odescalchi,
deſſen Palais vor 1 Jagren gleichfalls bis auf den Grund nieder-
brannte, brachte in der Kammer eine Interpellation ein mit der
Aufforderung, daß die Regierung bei der Unfähigkeit des Muni-
cipiums die Stadt vor Schaden bewaohre und beſonders die
Kunſtſchätze ſchütze.

WSchiffsbewegungen.
Hamburg ä8. Januar. Hamburg-Amerika-

niſche Paketfahrt-Aktien- Geſellſchaft. Der Poſt-
dampfer „Suevia“ iſt von NewYork kommend geſtern Nacht
12 Uhr Lizard paſſirt. Der Poſtdampfer „Ruſſia“ ſt von New
York kommend geſtern Abend 8 Uhr auf der Elbe eingetroffen

Waſfexritünd e.
aale und Unſtrut.
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Vörſe der Stadt Halle a. S.
Halle a. S., den 19. Januar 1882.Preiſe mit Aheéſchtuß der M ühr per 1000 Ko. getto)

en ruhig 203-213, feinſter märk. n. auswärtiger über v
Rauhweizen 203-212. en ruhig 2065-215. v ruhi179--495, feinſte über h Futter 160 170. Hafer ru
56-162, neuer ais amerik. Mixed ohne Handel.naumgts 170 178, neuer ungariſcher Mais 160-168. Vaps

Söomvier-Rübſen Erbſen Victorig- chne,
l. icken ohne Haudel. Kümmel exel. ck pero ohne Handel. Stärke m Faß von 100 Kilobat kg 100 Kilo netto brima Weizen7,00-4800, abfallende Sorten billiger. wpiaisſtärte el.

ck für 100 kg brutto bei geringen Vorräthen 39,00-40,00.
Preiſe per 100 Kilo netto.)

Linfen 30--42. Bohnen 19,00 20. Lubinen Me
ſagten: Esperſette 24,00--26,60, Mohu, blau 56-58, grau

Futterartikel Futtermehl 17,0018,00. genkleie 13,00---14,00. Weizenſchaalen 11,75— -12,25
ieskleie 11 Vialzkeime, helle 1 15,00 15, 00,
nüle 11,00-12,00. Delfuchen 13,50— 14,50. Malz 29,5 —31,56
ark. Rüböl BVetrolenm 23,50 x vigröt

.a95/30 16,50-- 00.00 Pik. Spiritus p. 10000 L. h ſtilk. Kar
ghit mit 50 Mk. Vexrbrauchsabgabe 69,30 Mar mit

eark Verörauchsabgabe 48,70 Nübſecnſpiritus

Waagren- und Prodnktenberiqhte.
Geotreide.

Berlin, 18. Januar. re mit Ausſchluß von h n pro 1000 Kilogrloco matter, Termine ſt und höher, Gekündigt Tonnen, KündigungspreisMk., loco 228 Mk. nach Qualität KiPenn squalität 210 Mit bez., per
dieſen Monat per April-Mai 208,75-—208,5 209,25 Mk. bez., per MaiJuni
209,25-—-209209,75 Mk. bez., per Juni-Juli 210 210,25 Mk. bez.

Roggen per 1000 Kilogr. loco bei ſtärkerem Angebvt flau, Termine per ge
kündigt 156 Tonnen, Kündigungepreis 2290 Mk. bez., Loco 215230 Mk. bez.nach Qualität, Lieferungsqualität 227 Mk. bez., inländiſch. gerin m 217 Mk.
mittel 220- 23 Mt. bez., beſſerer 222 223 Mk. bez., guter 221--226 Mk. ab Boe
und frei. Mi de bez., per dieſen Monat 230-228,5 Mk. ö abgelaufene Anmel

ng v. 15.1. 226,36 verk., per Janugr Februar m. per April Maii 213 Mit per Dgnnt 215,75-215 7 Mk. bez., per Juni-
Juli 212,5 212 Mk. per du Auguſt 106 195,5 Mi

en ure Co. K Santos per ich 81,72, Leipzig, 18. Januar.ehtente 77,25. n e 9 De zeuge i W 0 Mk., do. B
ambur m achmittags. Good average Santos per Ja- v on e ver M ai 62,50, per li a Behauptet. Kilogr. Tendenz:

Auiſterdam, 18. Januar. Kern d. da a ward 52,50. r 18. Januar.ork, 46. Januygr elegramm.) Kaffee 7 low ordinary 8000 B., ruhig. Tagesimport 37000

er Apr Liverpool, 18. Janur.
Berlin, 18. Janugr. Petroleum.

v 50 per

R w
per Februar 12, 37,

örian 41,37, i genegramm.) 99 Proc. Java beo i 5,weiten hichroe vder loco W aga ß d Proc. 5 wer

ffee.

derr 18. J 0
in wegt r icies e von Peimann, Ziegler und Co.) Kaſſe

10 Uhr 30 Min

Betrol enm.
Maffinirtes Standard whiteiſt Gerindigi hite)

b

T
a

per 100
Kün-

Bauchſieiſch 1,60 1,30 Mk.
W ch 0,90--1,50 Mk

Berlin, 16. Januar.

entferntere 3,65 do. C Januar 3,80.

c
utter 2, vt. per 1 Kilogr.
Kart

April-Juni 3,60

Nachm. Baumwoſke.
Spekulation und Export 1000 B.

i peite L

eln.ar gffelu per 100 e Wenn 7,69 9,

Banmwolle und Wo
der v. a

afighade 29,50-209,25 Mk. 29,60-29,75 M. ülſenfrüchte,u 3 o t M. Berlin, 16. Januar. den e gelbe zum e 40 Mucke D r 0 M. Speiſeyehnen weiße Linſen 40-70 Mk. per ſ00 Kilogrriſtalſzucke Kuh M. Berlin, 18. Januar. i per 1000 Ffilogr loco behauptet, Termin
endenz an 18. ernar uhig ſtill. Seine Ton., Kündigungspreis S Mk., Loco 188 173 Mk.eiteehe habe. nach Qualität bez., per dieſen Monat Mk. z. per denn gebruai

Mk. vez. Febr. M t per April Mai 122, Mk. bez. Juni-Julid. e Zenbars mr Er 8 t e toge Kochwaare 19 240 Mt. z., Futterwaare e

ali eErqnul u 3 16. Januar 18. Zanuav. 16. Jauar. Mais per 1000 Kilogr. netto amerikaniſcher 166 Br.S r W o M o nie r Donau ungariſcher 168 M 4z c z en, 16. Januar. Mais ver er Vor Vd., 6,08 Dr.ar. ſcat. e d. eine r.t am Januar. Ruhig 6 M a erlin, 18. Januar. (Amtl.) Beb eweht Nr. 0 u. per 100 Kilogramm
17. Zernits brutto incl. Sack. Termine veräudert. Gekündigt Sack, Kündigungépreis Mr.reiſe für Ken ger 1. Prodokt, gungzüglich Steuervergütung. e per 7 Wonat u. per Januar Februar 30,50 bez. per April-Mai 29,65 20,59Jannar bez,, 14,80 pa Jreicher bez. 1460 Br., 14,7 vekln e ehe e. o -2730 D. Le Nr. o 27

u 7 G 4 e r.Gd. Mit 14 /o2 bez. 3497 Br., 7392 ornor e bez. e j2 Sr. bis 26, Mk. bez. Feine Marken über Notiz bezahlt. vioogkumehi Nr.
Je, ſo G. April v da be ai' 15,20 bez. und 1 30,0 29,75 Mk. vez., do. ſeine Marken Nr. 0 1 32,50 30,56 Pik. bez.
is/25 e 22 20 S F. r bez s z vt. 15,27 G. JuniJuli Nr. o höher als No. und 0 u. per 900 Kilogr. Br. incl. Sack.d. r Vun bez. 15,45 Br., 15,40 Gd. aris, 16. Januar. die (Schlußbericht.) Mehl trä Jo, r ergäen n ben W a 15,47 C. ktober Dezember vez., 12,46 Januar per Februar Stärte: 6,69 r uni 57,

bis arke. artofſſelinern eter Zucker. J Berlin 16. Januar. Stärkefabrikate. Ia. el ne Iſtärke 34 36, M.rei an Bord Hamburg. feuchte Kertoffeiſärre loco und parität Berlin 20,25 Mk. Weizenſtärke kleinſtücie a
Januar bez., Pr. Terden c 42—44 Mk., do. 7 Sei 49—60, Mk., hall. u. ſchleſiſche 46 50, Mitam J e e k. Keſeßerte in Reisſtärke (Strahl.) 47, cdu afis t x J e entWent re Nu Bord Hamburg per Ja mindeſtens 0 000 Kil lege t guee ſt wo Kiis gr. e Bahn det warten
Dicſ g per Dir 14,97, per Mai 165,22, ver Auguſt 15,66. Tendenz: Stroh Heu

ti iharig, 18. r (Telegrawmi.) (Schlugbericht) der Aer 88 Procent gr. v e irrt Januar. Pol.Präſ. Richtſtroh 50 Mk., Hen 6,20—7,85
vet P h eißer a feſt, Nr. 3 Le 100 r er Ja utter. Eier. Fleiſch

u 2, ever J. Juni Moi Auguſt 43 Berlin, 16. Januar. Präſ. Rindfieifch v. der Keule, 1,20—1,60 k.einefleiſch 10 1,60 Mk., Kalbfleiſch 690 i,70 Vit.
Eier s6 Stüe

Mk.

a Plata Contr
B JuliSeptembünſa Contract B 165000

Flesr.) Anfangsbericht.) Muthmaßlicher Umſetz

Umſatz 8000 B., davon ſt

Metalle
127, m r M. 16. Januarr. Hochhaltiges Silber in Barren per gilogrbez.Gerſte per 1000 r. loco flau, große und rleine 168 204 Mk. bez., Fulter- xg rrit Faß in Poſten von 100 Ttr. rmine

160 8 125
verk daſer Je tn uckt er, gekündigt 100 Ton h i nan e e Amſterbam, 18. Januar Han qzinn 55.
nen, dige ngerrete 60 Mk. bez. Loco 158 179 Mk. ne Hualgt t Liefer in je ch uee be feſt, loco 6,75 bez. d cher W be per 3 Monat 46
r. ich i be eehee- viel h e L n a 18. Fennar eiten feſt. Standard white loco 6,3) Br., Lo 18. Januar. Blei ſpan. 11 Lſtrl., engl. 11,25 Lſtrl., Zinn 90 Lſtrr

76 7 per J per uar-März 6,25 Br. int 22 Antimon 49,60.dieſen Monat Mk. bez., Durchſchnittspreis Mk. bez., per Januar- Februar ntwerpen, 18. Januar. x Zele irtes Zin ſr
gr. Schlußbericht). Petroleum raffinirteder arm t ein be e de u prat 2 16),6 Mk. bez., an reine W Br per ne 16,25 Br., prr Februar 16, i g n i. rn der Herren M. H. Lorenz u. Cie

2 164,75 ;2,5 er emberDezemder Br. SteigenMagdeburg, 18. Januar. (Gebr. Friedeberg.) Landiveigen 22 Mt., t ſork, 16. Sanbar. cAclegge mm s finirtes Petroleum Standard white lasaow, 18. Januar. Vorm. 11 Uhr. Roheiſen. Mixed numbers
Weiß weizen Mk. bez., glatter Weizen 198— 212 Dir., Rauhweizen in r ork 6,45 0,0 Gd. Standard white rrh iladelphia 6,35--00,0 m u Schluß.) Mixed numbres warrants 47 h Si0 e t e ter b e g. 3 e zu i ſeg e a Abnhett 2 u ha er hen er R Sia geue v erſchiffungen betrugen in der vorigen Woche

enili 3970 Tons gegen 4840 in derſelben Woche des vorigen Jahres.Breslkan, 18. Januar. Roggen per Januar 234 Mk., per Jan.-Februar w s iv, 1 ColtnelMk., per April- Mai 227, Mk. plin 18. 94nuor. Fkus mit 50 Mark Verbrauchsabgabe per 100 2359 T york, 1b. Januar. Zinn Straité Doll., Eiſen Nr. 1 C
7 ner re z e e er euen h tie e des wen dige Alter Kandigunge Viehmärkte.pril- a 22,: in Fognenſhet deſt neuer igce 153- 162. We 211 n r ber e Athehe en W r fen. Selkundigt Orä i über den o

annheim, anuar eizen per Januar per März d Liter. Kündigungspreis Marl. Loco mit Wark, pere gie mee er Marne der Mal de ver Rei 2 dieſen Morat W dex v n ar-ſebrugr n t h nie 72
z eKöln, 18. Januar. Weizen hieſi z loco neuer 23,00, fremder loco M r m u e 97 der vrr h 50 a e z3 e per Den Z. per n er er h ſener i loco tez, per Jnfi- Auguſt d0,4 60,5 per AuguſtSeptember 50,4 60,6 Zum Verkaufe 27 23 S 2 z S 23 S.

„75, Per März 2 er Mai 2 afer hieſiger loco remder den S z555 35 535 rüntig ans 18. Januar. Weizen ruhig, holſtein. loco ruhig, neuer 218 t odyanſen 1, 3onver. e etzung Branntwein 46 Proe. für 100 ſtanden 28 8s 25 98 28 85 s
le 228. Roggen e mecklenburgiſcher loco neuer 218--247, ruſſiſcher Kilogramm ohne ges ab Brennere ar Brantwein 40 Proc. für 100 S 5oco ruhis, neuer 192——19 n afer ruhig, Gerſte ruhig. 74 Kilogramm desgl. 69 64 e rk. I. Qualität II. Qualität Tr. rennt
Gd T 7 Vr 8 a r w. dw 7 t get Se tti in, 18. Januer Spiritus n loco W ark n d hhrer 55f NMader, davon 5 7

en r r p 1 m 7 77 7 d8,90 Br. Hafer per W 6,66 Gd. 6,69 Br., per Herbſt Gr Br. 67,50, r n Vigi gonſert Luna be es e d e loce ohne 141 len 75 5 60 117 24
Peſt, 18. Januar. Weizen loco matt, per Januar Gd., Br., per Faß e 26. Feſt. 14 8a e 68 63 58 13 3Frurſapr 43 r r er g. M Br. Hafer per Breskau, Januar. Spiritus z flief e rocent excl. 50 Mark 8 e G 8zris, 18. Januar. W Se Weizen vehen tet, per Januer 26,40, per ebmr h re r c ver 67 Külber 43 36 167

Whig er m öö, et a tart in 20 dieiden Suyee a rg, z pirins feß, per Januar 57, Br., d De S zue: davon 2 7 2 2 7 54

4 er Januar 20 er März-Juni 2 718. Schlußbericht. z träge, per Januar J r e T n ver Sie a Sander e 46,-, (bei J kg. r 9 b 6 5
i ruar 25,66, per März-April 26,20, DärzJuni 26,50. Rog per Mir 46,25, per Mai Auguſt 46, 862 Landſchweine 8 D 7 vo S t 4jig, un 20,0 9377 MäürzJuni 21, r gend, Mürz 250 Hele Delſagten. ettwagare 26 Bakonier l 63 11 10mſterdam, i8. Januar. Weizen auf Termine ſteigen er r per StMai Roggen loco ge ſeſteloe, on gen per Mlrs t lin, 18. Jan ar. Amtlich) Rübdl per 100 ar Faß. Termine ne lachtgewicht bei Rindern wird mit Talgnieren derechnet
per wer 231. ſtill. Gekündigt W z r er r mit S Saggefteger 1., 2., 3. u. 4. ſchleppendAnkwerpen, 18. 9 e r unbe- behz., loco ch dez., per n Monat anuaxn h thg' We Wehen fen. Aen m. St ind I e h hie e en e en e n e e e el e eLondon, 18. Januar. (Aufangsbericht.) Fremde Zufuhren ſeit letem Mon- Juni kez., ber Septeriber ttober 85,8 ay n demna verblier am 14. Januar ein Stand von 127,51 Stück. Wir no
tag Weizen 26582, Gerſte 14713, Hafer 43880 QOrts. Weizen träge, Gerſte und res ch 18. Ja ar. Rubhl per Jannar 60.— v So chweine gari prima junge ſauge von 46 47 Kr., mittlere 4Mehl unverändrrt, Hafer ſtetig, runder Mais ſietiger, knapp, flacher Mais ſh. tettin, 18. Laruar. Rübbl ruhig, per dänie! er AprilMai agariſ r ſchwere von 45 mitti. 12 19,25 leichte v.ws e ige Foſe u e fang z n gedrückt, 1 ſh r goln, 18. Jannar Ka lecg e Mei 8080, Fet Ottober 56,60. S e biſche ſchwere von T3—44 Kr., mittlere von 42—45 Kr., leithte von

niedriger gegen vorige Woche fremder er ſietiget, jedoch vier er ge en amburg, 18. Januar. Räübbl wirſt ruhig, loco 61,vorige Woche, ſchwimmender höher ſeit Freitag. Mais es, amer Ktanſſ er ri, 18. Januar. (Telegramm.) böl e per Jannar b7,78, per Fe
ſapräm Vohren feſt, Erbſen höher. uUebrige Artikel ruhig, faſt unver vruor s ver uſkerſtoffe r r ver Verkog der Anngt haſt Zeitun z. alle. un

ergaurwortli edgtrünre hefredakteur nthon.amburg, 16. Januar. utterſtoffe Palmkuchen, deutſche, 126 Mark o inttet e e ehe neteu a gar rdn en ufik. Lo u e h m le, 2vreele Webrelkeener Rapskuchen 130--140 Miart für 1000 kg, Leinkuchen 166 Mark für Jobo xg, Palm lich zu Halle. mann ſär den Handels rſen und Inſeratentheil ſammb
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9*Enkwurf eines Volksſchuklgeſetzes.
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von j ſtellenden Religionslehrer keine Anwendung Letzterem kann, Die Vergütung für die gaſtweiſe Benutzung wird mangels

eußen e. verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des wenn die Beſchaffung der Lehrkräfte mit erheblichen Schwierig einer Einigung der Betheiligten von dem Wende r t

dtags, für den Umfang der M ie, was folgt: keiten und Koſten verbunden iſt, ausnahmsweiſe nach Anhörung geſetzt.andtags, fur den ung der Monarchie, was folgt: des Schulvorſtandes die Ertheilung anderer, religiöſen Fragen Es iſt dabei auf die Steuerverhältniſſe der Betheiligten, auf
Erſter Abſchnitt fernſtehender Lehrſtunden übertragen werden. die Zahl der gaſtweiſe überwieſenen Kinder ſowie auf die Koſten

43. Den Religionsunterricht in der Volksſchule leiten Rüdſicht zu nehmen, welche den Lan emeinden (Gutsbezirken)
Anfgabe und Einrichtung der öffentlichen Volksſchule die betreffenden Religionsgelkſchaften. bei einer anderweiten Beſchulung der Kinder erwachfen würden,

Mit Ertheilung des Religionsunterrichts dü i i ür die Ss 1. (Aufgabe der Volksſchule.) i der Volksſchule Lehrer Ferden, welche ſich in eſihe r und auf die etwaigen Mehrtoſten, welche für die Stadt aus der

n e eh 1 gaſtweiſen Zuweiſung enſtehen.ſt die religiöſe, ſittliche und vaterländiſche Bildung der Jugend fähigung zur Ertheilung des Religionsunterrichts ausſprechenden 29. (Landeiche Schutzbezirke.) So nde, Lc y und Unterricht ſowie die, Unterweiſung der VLehramkszeugniſſes befinden. g men W r r h
üben in den für das bürgerliche Leben nöthigen allgemeinen Der von den betreffenden Religionsgeſellſchaften mit der kezirt oder werden behufs Unterhaltung einer oder mehrerer
enntniſſen und Fertigkei en. g tele Volks Leitung des Religionsunterrichts beauftragte Geiſtliche oder Volksſchulen mit nachbarlich belegenen Landgemeinden (Gutsbe-

Zahl der Volksſchulen) Es müſſen ſo. viele Voltas KReligionsdiener hat das Recht, dem Religionsunterricht in der girken) oder mit Stadtgemeinden zu einem gemeinſamen Schulſchulen vorhanden ſein, als erforderlich ſind. um diejenigen ſchul Schule beizuwohnen, durch Jrag ſich von der ſachgemäßen Er begirſe (Schulverbande) vereinigt.
pflichtigen Kinder aufzunehmen, welche nicht anderweit genügen fheilung deſſelben und von den der Kinder zu über s 30. Die Bildung und Kenderung der Schulverbände er
den wert ne Fertheilung der Volksſchulen.) Die Bolks h W rn n u be folgt nach den über die Verbindung nachbarlich belegener Ge
ſchulen ſind thunlichſt derart zu legen, daß ſie von den ihnen i iſungen zu verſehen. meinden (Gutsbezirke) behufs gemeinſamer Wahrnehmungie kirchliche Oberbehörde iſt befugt, im Einvernehmen mit kommunaler Angelegenheiten beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften
zugewieſenen Kindern zu allen Jahreszeiten ohne Unterbrechung dem Regierungspräſidenten einen Ortsgeiſtlichen ganz oder theil vorſchri i i Jeiteres nachund ohne Schädigung ihrer Geſundheit beſucht werden können. weſſe iſt der Ertheilung des eiſgionbng terrichts W W er und wo ſolche Vorſc riſten nicht beſtehen, bis auf Weiteres nach

z l betreffende eſtimmungen der La indeordnung füZu ſammenhängende Ortſchaften mit beträchtlicher Kinderzahl. Koſten dürfen den verpflichteten Gemeinden Gutsbezirken, Schul de n n ne bone 5 es e Gaekmt
deren Wohnplätze von der nächſten Volksſchule mehr als zwei verbänden) hierdurch nicht entſtehen. S. 233), überall jedoch mit der Maßgabe, daß der Kreis (Be-
und einen halben Kilometer entfernt ſind, ſollen in der Regel Für den evangeliſchen und den katholiſchen Religionsunter Frks) Ausſchuß nur auf Antrag der Kreisſchulbehörde bezieh
ihre eigene Volksſchule haben. gilt, falls von den kirchlichen Oberbehörden eine andere Bezeich ungsweiſe des Regierungspräſidenten und Oberpräſidenten

s Höchſtbetrag der Kinderzahl in den Volksſchulen.) Ein nung nicht erfolgt, der Pfarrer, und wenn mehrere Pfarrer vor beſchließtklaſſige Vollsſchulen ſollen im Allgemeinen nicht über achtzig halben ſind, der erſte Pfarrer als geſetzlich beauftragt zur ſag leicher Weiſe können kommunale nachbarliche Verbände

Kinder zählen. c eitung des Unterrichts für die innerhalb ſeiner Pfarrei be zu Schulverbänden erklärt werden.m e mehrklaſſigen. Coltsſchulen iſt in der Regel auf je ſieb ſegenen Voſtsſchulen. Schulverbände haben die Rechte öffentlicher Korporationen.
zig Kinder eine vollbeſchäftigte Lehrkraft anzuſtellen Eine Zurückweiſung des mit der Leitung des Religions- 8 31. (Gaſtweiſe Zuweiſung von Schulkindern.) Aus er

s 5. (Lehrplan und inyere Einrichtung Jer. Volksſchule.) unterrichts Beauftragten vom e der Volksſchule iſt zuläſſig, blichen Gründen können von dem Regierungspräſidenten Schul
Unterrichts egenſtände jeder Volksſchule ſind. Religion, deutſche wenn derſelbe die Ordnung der Schule geſtört hat. inder aus einzelnen Theilen einer Gemeinde Wisbentris, Schul
Sprache (Sprechen, Seſen, Schreiben Nechnen gebſt den An Die Zurückweſfung erfolgt durch Beſchluß des Regierungs verbandes) gaft weiſe der Schule einer anderen Gemeinde (Vutse
fängen der Raumlehre, vaterländiſche Geſchichte. Erdkunde, Na yräſidenten nach Benehmen mit den kirchlichen Oberhehörden de bezirts Schulverbandes) zugewieſen werden.
et en Singen, Turnen, und für Mädchen: weibliche nahe gZit den zuſtändigen Organen der betreffenden Reli ür einzelne Unterrichtsfächer kann aus erheblichen Gründen

andgrbeiten. Bemet itsbezirlen, SchulV Aufnahme anderer Gegenſtände in den Lehrplan der on die Zuweiſung auch aus ganzen Gemeinden (Guksbezirken, Schul
Volksſchule bedarf der Genehmigung des Unterrichtsminiſters. r ſind die Thatſachen anzugeben, welche die verbänden) erfolgen

e o inne iuri Die Vergütung für die gaſtweiſe Benutzung iſt mangel8 6. Der Lehrplan und die d Behdengp der n s 19. (Ferien.) Die Geſammtdauer der Ferien in den Volks einer Eini i ehe üriigen s ewelgben e
ſchule, insbeſondere die Vertheilung der Stunden au den i ſchulen ſoll J neun Wochen nicht überſteigen. verbände) für Stadtſchulen vom Bezirksausſchuß, für Landſchulen
Unterrichtsgegenſtände, die eränderung der e chul Mit dieſer Maßgabe erfolgt die Feſtſetzung der Ferien und vom See chuß ſeſtzuſetzen
einrichtungen, die Errichtung neuer R deu be en, Klaſſen und die Vertheilung derſelben auf die einzelnen Jahreszeiten durch Es iſt dabet auf die Steuerverhältniſſe der Betheiligten, guf
Lehrerſtellen, werden auf rund der a e h die verſtärkte Kreis (Stadt) Schulbehörde 61, 66). die Zahl der gaſtweiſe überwieſenen Kinder ſowie auf die Koſtene e e n e e e t echt Waef de Green der n h hen ehe en enJ 2 I 53 3 53 rſehungsweiſe auf Antrag der Kreis Stadt Schulbehörde unter re allgemeinen Anerdentge Kinder erwachſen würden, nnd welche aus der gaſtweiſen Ueber

W ult gemeinen Anordnungen für die Handhabung der weiſung entſtehen.erückſichtigung der ört v de e Weche de 66 Schulzucht werden von dem Regierungspräſidenten getroffen. m e e ulbeſuchsbezirke.) Beſtehen in einer Gemeinde
In Stadttreiſen trifft die verſtär f Kiaſſen nd Lehrer Lu 21. (Aeußere Einrichtungen der Volksſchule.) Ter Re (Gutsbezirk, Schulverband) mehrere Volksſchulen, ſo können fürBeſtimmung über die u tung neuer Klaſſen und Lehrerſtellen gierungspräſident erläßt über die Ausführung von Schulbauten die ſchulpfllchügen Kinder von der Kreis (Stadi) Schulbehörde

an beſtehenden Volksſchulen. cher füj und über die Ausſtattung der Volksſchulen die allgemeinen An nach Anhörung der Schulvorſtände Schulbeſuchsbezirke eingerichtet

Die h r v l e ordnungen. weroen,Religionsun erri erfolgt im Einvernehmen mit den kirchlichen Jn denſelben iſt die Berückſichtigun der örtlichen Verhält 33. (Gaſtweiſe ulaſſung von S ulkindern; remden-Oberbehörden bezw. den zuſtändigen Organen der betreffenden niſſe vorzubehalten. g wut t ter W e den
Religiens, t ſtehender öffentlicher Volksſchulen bedar „„Auf Grund der allgemeinen Anordnungen und unter Be die Volksſchule einer anderen Gemeinde (Gutsbezirls, Schulver-

m Die 2 m beng et jender öffentlicher Volksſchulen bedarf rijckſichtigung der örtlichen Verhältniſſe ſtellt die verſtärkte Kreis bandes) oder eines anderen Schulbeſuchsbezirks als desjenigen
der Genehmigung tet r tsſtuf (Stadt) Schulbehörde (88 61, 66) die Anforderungen in Bezug ſchicken, in welchem die Kinder einheimiſch ſind, ſo beſchließt hier

8 7. Die vat r e r ſtufen. tlich 18 bi auf die Schulbauten auch bei Verbindung von Schul und über der Gemeinde (Guts- Verbands Vorſtand.
8 8. Die ſt er e e b m o r is Kirchenamt und in Bezug auf die Ausſtattung der Volks Unentgeltlich von Verwandten in Pflege und Koſt genommene

itär 22, die der Mittelſtufe 2630, die der erſlufe 28 bis 32 Lehr ſchulen im einzelnen Falle feſt. Kinder gel en als einheimiſch am Pflegeort.
oren tvdes er ſängt von den örtlichen Verhältniſſen, insbeſon Tod e n r W de le Der Gemeinde (Guten Verbands Vorſtand kann von den
bge dere von der Zahl der Schüler ab, ob die Unterrichtsſtufen als De e on der Regel ein eigenes Sebände einer anderen Gemeinde en angehörigen

ten Letzteres darf nicht gleichzeitig für andere, die Kindern ein Fremdenſchu

erer elrennte Klaſſen einzurichten ſind. S l L legt8 8 10. In den Städten ſollen im Allgemeinen Volksſchulen Intereſſen der Schule beeinträchtigende Zwecke beſtimmt Die Feſtſtellung der Höhe der Schulgeldſätze unterliegt der

ein. i ä is Schulbehördmit mindeſtens drei aufſteigenden Klaſſen beſtehen. 2. Das Gebäude ſoll in der Regel für jede Schulklaſſe ein Gang ges der verſtärkten Kreis (Siagst) Schulhehörßg
rn Vo drei- und mehrklaſſige Voltsſchulen vorhanden beſonderes Zimmer enthalten. Das Schulgeld fließt zur Kaſſe des Schulbezirks Schul
z ſind, dürfen Kinder nicht r den Silen der Eltern oder deren 3. Jn Bezug auf die Lage des Platzes, Grundfläche und verbandes)Stellvertre er er z t Ipgewieſen werden be der Schulzimmer, Zuführung von Licht und Luft, Auf Beſchwerden und Einſprüche, betreffend die Herau-

ar St o die 4 v Echilgi ehrer fü erdaeer en Heizungsanlagen, Beſchaffung von Trinkwaſſer, Ein ziehung oder Veranlagung zu dem Fremdenſchulgeld, finden die
1873 über 80 ſteigt. oder wä das t r d d Wer alt iſſe richtung von Bedürfnißanſtalten. Anlegung von Dung- züglich der Heranziena und Veranlagung zu den Gemeinde
ezw geringeres ahl von Kindern m rer v und die be Ae e ſtätten und Abfallgruben iſt den Anforderungen der Ge geltenden geſetzlichen Vorſchriften e r
und die Anſtellung eines zweiten de r re ünſf änte tie b ſundheitspflege zu entſprechen. 34. (Ordnung der Vermögensverhältniſſe.) Die in Folg
t derung nicht geſtatten ſowie a, s m 27 R ie no 4. Soweit die örtlichen gern es zweckmäßig erſcheinen J der Einrichtung oder Veränderung der Schulbezirke (Schulver
bis wendig erſcheinen e i le Tull egegey Tr laſſen, iſt thunlichſt in jedem Schulhauſe in den Städten bände) nothwendig werdende Augleichung und Auseinander

Haft Präſidenten eine Zwei ſt n mit m de er eine Lehrerdienſtwohnung, auf dem Lande wenigſtens ſwun bezüglich des Vermögens und der Schulden erfolgt nach
kürzter Unterrichtszeit (Halbta e en ſoriſt d eine Lobrerdienſtwohnung einzurichten. en über die Ausgleichung und Auseinanderſetzung bei der Ein

elde Sind 2. Lehrer an end 4 gl ſſe fürzt R t S 8 23. Ueber die Anordnung von Neu und Reparaturbauten richtung oder Veränderung kommunaler nachbarlicher Verbände
S r wer en Klaſſen mit verkürzter Unter ſei a hulen an éße er a und wie ereß geh glichen ehren Whetae W n

itär 8 13. Lediglich wegen des Religionsbekenntuiſſes darf keinem ren J über die öffentlichre tliche Verpflichtung zur nicht beſtehen, bis auf Weiteres nach den betreffenden Beſtimmungen
W m gung der Baukoſten, ſowie über die Vertheilung der der Landgemeindeordnung für die ſieben öſtlichen Provinzen vome in die Voltsſchule ſeines Aer t ver rn a Seman den Glte. en c du 3. Juli 1801 (Geſetzſamml. S. 293)

tage 8.14. t der konfeſſionellen Verhältniſſe Bei Elren entſteht der Kreisausſchuß h es c in Ehre II. Aufbringung der Volksſchnllaften.
icht der Einrichtung der t ſind die konfeſſionellen Ver GChulen handelt, der Be irksausſchuß. 4 85. Die Auſfringung der Koſten ſür die Errichtung und
igeri dattn e rn r r den Unterricht durch ei Gegen den Beſchluß findet der Antrag auf mündliche Ver Unterhaltung der öffentlichen Volksſchulen liegt den bürgerlichen
4699 Lehrer ſeines elenit tſfes e dhegee n mere r nen Gang a S r ſtatt. Mit dem An Gemeinden (Gutsbezirken, Schulverbänden) v

Solbeit nicht an einem Ort bereits eine anderweſte Schul Frage iſt, ſoweit der in Ainſpruch Genommene zu der ihm ange s 36. (Fortfall des S eldes.) Die Erhebung eines Schul
ſonnenen Leiſtung aus Gründen des öffentlichen Rechts ſtatt geldes in den öffentlichen Sſchulen findet fortan nicht ſtatt.verfaſſung beſteht, ſollen nene Volksſchulen nur auf konfeſſioneller jwwr e z geldes öffentlichen lksſchir werden. Die vorhandenen Volksſchulen ſeiner einen Andern für verpflichtet erachtet, die Klage gegen dieſen ggdieſe Vorſchrift bezieht ſich nicht auf das Fremdenſchulgeld

bleiben vorbehalttich anderweiter Anordnung im einzelnen Falle du verbinden. e e e e 2 (8in ärti Auch im Uebrigen unterliegen Streitigkeiten der Gemeinden 37. i in bürgerli Ge6), in ihrer n r Verfaſſung beſtehen. (Gutsbegztrke, Schulverbände) und dritter daxüber, wem von ihnen weinen Juwin ung der Schullaſten in bürgerlichen Ge-

je S i Au und r en bürgerlichen Gemeinden werden die Schulc e e nete e e a de alten hen San tetne tn 4 g im ebracht.i et Regen ne taſdent de d n n de ehe Der Antrag auf münditche Verhandlung kann nur darauf Ah (ufbringung der Schullaſten in Gutsbezirkenn) Jn
r die Errichtung einer beſonderen geftüt Weber Angefochtene Beſchluß durch Nichtanwendung oder en nen Beſitzer des Guts die Schullaſten gleich den

4 u ehe hrennn hot Wertolgen, wenn die Zahl der unrichtige Anwendung des beſtehenden Riechts, insbeſondere Steht der Gutsbezirk nicht ausſchlietlich im Eigen
6o ſtei t auch der von den Vehörden innerhalb ihrer Zuſtändigkeit thum des Gutsbeſitzers, ſo kann auf deſſen Ankrag, ein Statut

Die verſogte Zuſtimmung kann bei ländlichen Schulbezirken erlaſſenen Verordnungen den Kläger in ſeinen Rechten erlaſſen werden, welches die Aufbringung der Koſten in dem
durch den Krekgausſchuß bei ſtäbtiſchen Schulbezirken durch den peletze; thatſächlichen Voraus icht vorhanden Hutkebezirk unter Heranziehung der im den nicht a

e en l. e enach di ver e h Der Religionsunterricht wird s 24. Bei Volksſchulen iſt für einen Platz ur Vornahme man i eſellſchaften auf A e

igt bei i ktien, Berggewerkſchaften und eine Religionsgeſellſchaft ertheilt, welcher von Turnübungen Sorge zu tragen und zum her der a Genoſſenſchaften, deren Geſchallbetrieo über den Kreis
die Schüler angehören, die ihn empfangen. g Kinder im Freien während der Zwiſchenſtunden Gelegenheit zu hrer Mitglieder hinausgeht (Geſetz vom 27. r 1885, Geſetz17., Ohne den Religionsunterricht durch einen Lehrer geben. ſamml. S. 327), ſowie die Betheiligung derſelben an der Ver
ſeines Bekenntniſſes ſoll grundſätzlich kein Kind bleiben, welches 8 25. J Volksſchule iſt mit den ihrer Aufgabe ent altung der Schulangelegenheiten regelt.
einer vom Staate anerkannten rig gre angehört. prene Lehrmitteln und mit dem nöthigen Jnventar auszu- Das Statut, welches hinſichtlich der Fephn der Beitrags

Zur Theilnahme n ine anderen tatten, ſowie mit Allem zu verſehen, was zu ihrer zweckdienlichen yflicht den geſeßlichen Beſtimmungen über die Vertheilung der
dürſen Kinder, welche einer vom Staate anerkannten Religions Henutzung erforderlich iſt. J Geineindeleſeg in den ländlichen Gemeinden folgen muß, unter

r nur auf Antrag der Eltern oder deren s 26. Die Schulräume ſind in einer den Bedürfniſſen des ſiegt der Beſtätigung durch den Kreisausſchuß.
Stellvertreter zugelaſſen werden. Unterrichts etinregenden Weiſe mit friſcher Luft zu verſorgen, Die Vertheilung, Ausſchreibung und Einziehung der Abgaben

Sind Kinder verſchiedener vom Staate anerkanynter Reli- ini in Stand zu halten.J. in einer Volksſchule vereinigt, ſo iſt möglich heizen, zu beleuchten, zu reinigen und in zu h liegt dem Vorſteher des e ch s ob
z 40. (Aufbringung der Schullaſten in Schulverbänden.) Jnür die Angehörigen einer jeden von ihnen ein beſonderer Reli Zweiter Abſchnitt. S überbnye ne die Aufbringung und Vertheilung der

gion eunterricht emzuriohten, wenn ihre er teigt. Nelf ältniſſe der öffentli Volksſchule Koſten der Unterhaltung des gemeinſamen Schulweſens nach denKinder, welche nicht einer vom Staate anerkannten Reli- Träger der Rechts verhältniſſe der öffentlichen für die Aufbringung und Vertheilung der gemeinſamen Ausgzben
n e nene 8 27. (Träger der Rechtsverhältniſſe der Voltsſchulen) n kommunalen nachbarlichen Verbändon gektenden geſehlichen
der Schule Theil, ſofern ſie nicht ſeitens des Regierungspräſi Träger der Rechtsverhältniſſe der öffentlichen Volksſchulen ſind Horſchriftendenten hiervon befreit werden. Dieſe Beſreiung muß erfolgen, die e Gemeinden, die ſelbſtändigen Gutsbezirke und die

C.im Jn denjenigen Provinzen, in denen derartige Vorſchriftenwenn ſeitens der zuſtändigen Organe der betreffenden Religions Schulverbän nicht beſtehen Be bis u Weiteres die betreffenden Vor

T

S

Shege

geſellſchaft ein bezüglicher Antrag geſtellt und der Nachweis erdi i e bä hriften der Landgemeindeordnung für die ſieben öſtlichen Pro-en bracht wird, daß den Kindern in der ihrem Bekenntnißſtande I. Schulbezirke. Schulverbände. ſchrif r in uans d dreder den Se und durt nen zegt gehe er De n F. tie s Jede Stadt bildet in der wenden 3. Juli 1891 (Geſetzſamml. S. 233) entſprechende
nmt enntniſſes vorgebildeten, auch im Uebrigen befähigten Lehrer egel ihren eigenen Schulbezirk. el irks i i der Feſene de ſenereigt ertheilt wird. ß Aus erheblichen Gründen können Landgemeinden und Guts Der Kreis Bezirks) Ausſchuß iſt befaßt bei der t
eiter An konfeſſionell eingerichteten Schulen dürſen nur Lehrer bezirke, in deren Bezirk eine eigene Volksſchule nicht ſetzung des Maßſtabes für die Verteilung der c de z

der belreffenden Konfeſſion beſchäftigt werden. Dieſe Vorſchrift iſt, einem ſtädtiſchen Schulbezirke von dem Regierungspräſidenten meinſamen Ausgaben auf die Mitglieder des Schulverbande 2 vfindet auf den für die Kinder einer anderen Konfeſſion änzig gaſtweiſe zugewiefen werden. hie befonderen Verdältniſſe, insbeſondere etwaige Vorqusleiſtungeg



34), die Zahl der Kinder beguneeweiſe Hausholtungen und
ie Zugehörigkeit eines Verbandsmitgliedes zu mehreren Schul

irken ulverbänden) zu berückſichtigen und hiernach den
z Maßſtab der Vertheilung ſowie dement rn die Vertretung

n 8 Stimmverhältniß der Betheiligten anderweit zu be-
timmen.

Die Vereinbarung der Betheiligten beziehungsweiſe das Ver
bandsſtatut unterliegt Riegel des Vertheilungsmaßſtabes der
Genehmigung beziehungsweiſe Feſtſetzung des Regierungspräſiden
ten. wenn von einem Verbandsmitglied ein ſtaatlicher Ergänzungs
zuſchuß (8 189) beanſprucht wird.

ren Antheil an den Laſten des Schulverbandes hat jede
Gemeinde (Gutsbezirk) für ſich aufzubringen 37 bis 39) und
an die Kaſſe des Schulverbandes J

8 41. Leiſtungen Dritter für Schulzwecke. Schulſtiftungen.
Kirchliche Jntereſſenten.) Die beſonderen Schulſtiftungen, mit
Einſchluß der unter die Verwaltung kirchlicher Organe geſtelltenu Schulzwecken beſtimmten Stiftungen und die ſonſtigen zu
Schulzwecken beſtimmten kirchlichen Vermögensſtücke bleiben ihren

Zwecken erhalten. tDasſelbe gilt von denjenigen Vermögensſtücken, welche bei
der Vereinigung eines Kirchen und Schulamts ſchon ſeither zu
leich für Schul und für Kirchliche Zwecke beſtimmt geweſen ſind.
n der t i der kirchlichen Organe bei derd lturg dieſes Vermögens wird durch dieſes Geſetz nichts ge

ändert.
S 42. Wo mit dem Volksſchulamte ein kirchliches Amt ver

einigt iſt, ſind die Koſten des Baues und der Unterhaltung der
Gebäude von den Gemeinden (Gutsbezirken, Schulverbänden) und
denen, welche für den Wohnungsbedarf des Jnhabers des kirch-
lichen Amtes zu ſorgen haben, zu gleichen Antheilen zu tragen.
Jedoch ſind die ausſchließlich für Schulzwecke beſtimmten Ge
häudetheile und Räume nebſt Zubehör von den zur Unterhaltungder Schule verpflichteten, die ausſchliehlſch für kirchliche Zwecke

beſtimmten Gebäudetheile und Räume nebſt Zubehör von den zur
Unterhaltung der kirchlichen Gebäude Verpflichteten zu erbauen
und g. unterhalten.

43. Behandlung des bisherigen Schulvermögens.) Das
Volksſchulzwecken gewidmete Vermögen der Schulgemeinden
Schulſozietäten, Schulverbände), welche bisher als ſelbſtſtändige
orporative Volksſchulverbände beſtanden haben, ſowie der Volks

ſchulen, welche ſeither als witſtnd e juriſtiſche Perſonen be
ſtanden haben, einſchließlich des für Volksſchulzwecke beſtimmten
Stiftungsvermögens bleibt mit allen daran haftenden Rechten und

für die einzelnen Schulen als beſondere Schulſtiftung
eſtehen.

ie Vertretung der Schulſtiftung in rechtlicher Beziehung
ſteht den Schulvorſtänden zu. Die Verwaltung derjenigen Ver
mögensſtücke, welche unmittelbare Verwendung für Schulzwecke

inden (Schulräume, Schulgeräthe, Dienſtwohnungen, Spiel und
Turnplätze u. ſ. f.), erfolgt durch die zur Unterhaltung der Schule
Kraft dieſes Geſetzes verpflichteten bürgerlichen Gemeinden
Gutsbezirke, Schulverbände). Jm übrigen wird das Vermögen
von den Schulvorſtänden für Rechnung der Gemeinden (Gutsbe-
rig Schulverbände) verwaltet. Die Schulvorſtände ſind ge
alten, über die Verwaltung den Gemeinden Gutsbe

zirken, Schulverbänden) alljährlich Rechnung zu legen. Der Er
krag dieſes Vermögens iſt, ſoweit erforderlich, von der Gemeinde
(Gutsbezirk, Schulverband) zur Unterhaltung der betreffendenSchule zu verwenden. Ein Rückgriff y8 das Vermgen be iſt

nur ſoweit zuleſig als es dem Stiftungszweck entſpricht. Die
Schulvorſtände ſind berechtigt, die Vertretung und Verwaltung
des vorbezeichneten Vermögens den Gemeinden (Gutsbezirken,
Schulverbänden) zu übertragen.

Wird der bisherige Bezirk der Schule in mehrere Schulbe-
S getheilt, ſo geht das im Abſatz 1 bezeichnete Vermögen auf
diejenigen bürgerlichen Gemeinden (Gutsbezirke, Schulverbände)
über, für deren Einwohner die betreffende Schule bisher beſtimmt
war. Die Auseinanderſetzung zwiſchen denſelben erfolgt auf dem

im 8 34 Wege.S 44. Beſteht ein Gutsbezirk als beſonderer Schulbezirk, ſo
bildet das nach 8 43 Abſatz 3 auf. ihn übergegangene Vermögen
rine beſondere Schulſtiftung. Bei Aufhebung des Gutsbezirks
oder bei einer anderweiten Regelung der Schulbezirke erfolgt die
Verfügung über die Stiftung nach Maßgabe des im 8 34 vorge-
ſchriebenen Verfahrens.

8 45. Soweit das in den 88 43, 44 bezeichnete Vermögen in
Grundſtücken, dinglichen Rechten, Hypotheken oder Grundſchuld-orderungen beſteht, iſt die Entragnug im Grundbuche auf den

Lamen der Schulſtiftung in den Fällen des 8
43 Abſatz 3 und 8 44 auf den Namen der berechtigten bürger-
lichen Gemeinde (Schulverbandes Schulſtiftung) koſten- und
ſtempelfrei zu bewirken, ſobald die Berechtigten darauf antragen
und r Regierungspräſident den Vermögensübergang be-
cheinigt.
8146. Das ſeither für Volksſchulzwecke beſtimmt geweſene

oder dafür benntzte Vermögen der bürgerlichen Gemeinden un
Wutsbezirke ſowie das in den 88 43 bis 45 bezeichnete Vermögen
bleibt auch ferner ſeiner Beſtimmung erhalten.

s 47. Verhältniſſe der Garniſonſchulen und der Anſtalts-
chulen.) Jn den Rechsverhältniffen der Garniſonſchulen, ſowie
olcher Schulen, welche mit Auſtalten verbunden ſind, die anderen

rer dienen, wird durch dieſes Geſetz nichts geändert (vergl.

5 48. Regelung der Verhältniſſe des Schulfonds). Soweit
eine anderweite Ordnung der Verhältniſſe derjenigen, ganz oder
theilweiſe Schulzwecken gewidmeten Fonds, welche nicht als be
t Stiftungen beſtehen und nicht für eine beſondere Schule
ſtimmt ſind 43 bis 45), durch gegenwärtiges Geſetz erforder-
ich wird, erfolgt ſolche mit Rückſicht auf dte bisherige Zweckbe-timmung mit Königüicher Genehmigung durch den Unterrichts

miniſter und den Finanzminiſter
8 49. (Verpflichtungen Dritter aus beſonderen Rechts

kiteln). Die auf beſonderen Rechtstiteln beruhenden
Verpflichtungen Dritter zur Schulunterhaltung oder

Leiſtungen für Schulzwecke bleiben beſtehen. Von den bis-
erigen Leiſtungen des Fiskus im Umfange der Schulordnung
ür die Provinz Preußen vom 11. Dezember 1845 werden nur
iejenigen fortgewährt, welche in dem 8 45 Nr. 4 und 5 daſelbſt
eſtimmt ſind, und nur mit der Maßgabe, daß dieſe Leiſtungen
ür die nach dem Jnkrafttreten des Geſetzes neu errichteten Schul-
tellen ohne Entſchädigung der Domänendörfer in Fortfall kommen,
owie daß an Stelle der Lieferung des Brennbedarfs in Holz

oder Torf eine Geldrente tritt, welche auf 2,50 Mark für das
Kubikmeter weiches Klobenholz zu bemeſſen iſt.

50. Aufhebung bisheriger Verpflichtungen.) Alle ſonſtigen
auf Geſetz oder Gewohnheitsrecht, Bezirks, Orts- oder Schulver-
gung Obſervanz oder Herkommmen beruhenden öffentlich-recht
ichen Verpflichtungen zu Schulleiſtungen fallen fort, ſoweit nicht
das gegenwärtige Geſetz abweichende Beſtimmungen enthält

Dritter Abſchnitt.
Verwaltung der Volksſchulangelegenheiten. Schulbehörden.

8 51. Dir Verwaltung der äußeren Angelegenheiten der
Volksſchule ſteht der Gemeinde (Gutsbezirk, Schulverband)
zu und erfolgt nach den Vorſchriften der Gemeindever-

S 52. Jn denjenigen Provinzen, in welchen für die Verwal
kung und Beauſſichtigung von kommunalen nachbarlichen Verbänden
beſondere Vorſchriften nicht beſtehen finden in gleicher Weiſe bis
auf Weiteres die Vorſchriſten des vierten und fünften Titels der
Landgemeindeordnung für die ſieben öſtlichen Provinzen vom 3. Juli4891 (Geſetzſamml. S 233) entſprechende Anwendung.

S 53 Findet im Gutsbezirk eine Untervertheilung der Volks-ſchullaſten ſtatt, ſo wird zur Berwaltung der Schulangelegenheiten

ein beſonderer Schulausſchuß eingeſetzt, welcher aus dem Guts
vorſteher oder deſſen Stellvertreter und aus den von den Schullaſten
pflichtigen gewählten Mitgliedern beſteht.

Die Zuſammenſetzung des Schulausſchuſſes, die Stimmrechte
ſeiner Mitglieder und die Art der Wahl derſelben werden durch ein
vom Kreisausſchuſſe zu beſtätigendes beziehungsweiſe feſtzuſetzendes
Statut geregelt

Jn Betreff der Verpflichtung zur Uebernahme des Amtes und
in Betreff der Entheb ing im Wege des Disziplinarverfahrens gelten
J e unbeſoldete Gemeindebeamte beſtehenden geſetzlichen Vor

riften.
S 54. Die Aufſicht über die Verwaltung der äußeren

boiten der Volksſchule wird vorbehaltlich der beſonderen Beſtim

dieſes Geſetzes unter Oberleitung des Unterrichtsminiſters
von den e und den Landräthen nach Maßgabe
der Gemeindeverfaſſungsgeſetze geübt.55. Für die Aufſt t über die Verwaltung des Schulſtiftungs-

vermögens (FS 41, 43, 44) finden, unbeſchadet der für die Verwal-
tung der kirchlichen Organe beſtehenden Aufſicht, die Vorſchriften
der Gemeindever ſungegelese finngemäße Anwendung.

S 56. Die Leitung und Beaufſichtigung der inneren Volks
ſchulangelegenheiten wird unter Oberleitung des Unterrichtsminiſters
von dem Regierungspräſidenten geübt, ſofern in dieſem Geſetz nicht
anderweite Vorſchriften getroffen find.

S 57. Für den Stadtkreis Berlin tritt das Provinzialſchul-
kollegium an die Stelle des Regierungspräfidenten.

58. Die Ordnung der Verhältniſſe in den Grafſchaften
Wernigerode und Stolberg wird durch Kgl. Verordnung beſtimmt.

59. Der Regierungspräſident (Provinzialſchulkollegium in
Berlin) kann ſich zur Durchführung ſeiner Anordnungen der einfachen
und verſtärkten Kreis- (Stadt-) Schulbehörden, der Landräthe und
Schulauffichtsbeamten bedienen, dieſelben mit e
auch ihnen innerhalb ihres Geſchäftskreiſes einzelne Angelegenheiten
zur ſebſtſtändigen Erledigung übertragen.

Segen die Anordnungen derſelben findet r der beſonderen Beſtimmungen dieſes Geſetzes die Beſchwerde an den Re

gierungspräſidenten ſtatt.

60. Kreisſchulbehörde. Jn jedem Landkreis wird für die
Schulen auf dem Lande eine Kreisſchülbehörde gebildet.

Gehören Schulverbände mehreren Kreiſen, Regierungsbezirken
oder h an, ſo wird die Zuſtändigkeit durch den Regierungs

eziehungsweiſe Oberpräſidenten oder Unterrichtsminiſter
eſtimmt.

S 61. Die Kreisſchulbehörde beſteht aus dem Landrath unddem zuſtändigen daten In denjenigen Fällen, iu
welchen das Geſetz die Beſchlußnahme der verſtärkten Kreisſchul
behörde überträgt (S§ 19, 21, 33, 147) treten dieſen Beamten die
ewählten Mitglieder des Kreisausſchuſſes mit beſchließender Stimme
inzu.

S 62. Die Kreisſchulbehörde iſt zur Mitwirkung an der Be
aufſichtigung der Volksſchulangelegenheiten nach näherer Vorſchrift
dieſes Geſetzes berufen.

S 63. Für die Beſchlußfähigkeit der verſtärkten Kreisſchul
behörde genügt die Anweſenheit eines ſtändigen und zweier zutreten
der Mitglieder. Nehmen die beiden ſtändigen Mitglieder an der
Beſchlußfaſſuug Theil, ſo müſſen mindeſtens drei zutretende Mit-
glieder anweſend ſein. Die Beſchlüſſe werden nach Stimmen-
mehrheit gefaßt. Bei Anweſenheit einer geraden Zahl von Mit
gliedern nimmt das dem Lebensalter nach jüngſte zutretende Mit-
glied an der Abſtimmung keinen Antheil.

H 64. Bei Anweſenheit des Landraths führt dieſer den Vor
ſitz. Jm Uebrigen wird der Geſchäftsgang bei den Kreisſchulbehörden
durch ein vom Unterichtsminiſter zu erlaſſendes Regulativ geordnet.Dem Landrath liegt hauptſächlich die Erledigung der äuße-

ren Angelegenheiten und die Beſorgung der Büreaugeſchäfte ob,
dem Schulaufſichtsbeamten die Ueberwachung des inneren Dienſt
betriebes der Volksſchulen.

65. Stadtſchulbehörde. Jn jeder Stadt wird eine Stadt
ſchulbehörde gebildet.

Die Zuſtändigkeit der Stadtſchulbehörde erſtreckt ſich auch
auf die Schulen der etwa mit der Stadt zu einem Verbande ver
einigten Landgemeinden e

S 66. Die Stadtſchulbehörde beſteht aus dem Bürgermeiſter
und dem betheiligten Kreisſchulinſpektor. Jn denjenigen Fällen,
in welchen dieſes Geſetz die Beſchlußnahme der verſtärkten Stadt
ſchulbehörde überträgt (S9 6, 19, 21, 33), treten dieſen Beamten
zwei von der Stadtverordnetenverſammlung auf ſechs Jahre ge-
wählte Mitglieder dieſer Verſammlung und ein von dem Bürger
meiſter ernanntes weiteres Mitglied des Magiſtrats mit beſchließen-
der Stimme hinzu. Jn denjenigen Städten, in denen ein kolle-
giagliſcher Gemeindevorſtand nicht beſteht, wird das ernannte
Mitglied aus der Zahl der Schöffen oder der Beigeordneten ent
nommen. Den Stadtgemeinden, die einen beſonderen Stadtkreis
bilden bleibt überlaſſen, die Zahl der gewählten und ernannten
Srgi in gleichem Verhältniß bis auf das Dreifache zu erhöhen.
Sind Landgememeinden (Gutsbezirke) mit einer Stadt zu einem
Verbande vereinigt, ſo treten die Vorſteher derſelben der verſtärkten
Stadtſchulbehörde hinzu.

S 67. Auf die Stadtſchulbehörde finden die Vorſchriften der
S 62 und 64 entſprechende Anwendung.

S 68. (Der Schulvorſtand). Für jede einzelne Schule wird
ein beſonderer Schulvorſtand eingeſetzt.

Der Schulvorſtand hat die Jntereſſen der Schule wahrzunehmen
und den Gemeinde und Schulbehörden helfend und berathend zur
Seite zu ſtehen.

S 69. Zu den Befugniſſen und Obliegenheiten der Schulvor-
ſtände gehört insbeſondere:

1. die Mitwirkung bei der Anſtellung und Penfionirung von
r und Lehrerinnen der öffentlichen Volksſchulen 117,

0,
2. die gutachtliche Aeußerung bei der Feſtſetzung der Lehrpläne,

ſoweit eine beſondere Berückſichtigung der örtlichen Verhältniſſe
ſtattſinden ſoll (S 6), und bei der Feſtſetzung der Stundenpläne;

3. die gutachtliche Anhörung bei Uebertragung anderweiter Lehr
ſtunden an den Religionslehrer, welcher bei konfeſſionell ein
gerichteten Schulen für die Kinder einer anderen Konfeſſion
angeſtellt iſt (S 17);

4. die w. Aeußerung bei Einrichtung von Schulbeſuchs
bezirken 32); m.5. die gutachtliche Aeußerung bei einer Aenderung der Schul
einrichtungen

6. die Theilnahme an den Schulprüfungen;
7. die jährlich mindeſtens einmalige Theilnahme an den Reviſionen

der Schulen durch die Schulaufſichtsbeamten;
8. die Kenntnißnahme von dem Verhalten der Lehrer und

Lehrerinnen;
9. die gutachtliche Aeußerung bei Gewährung eines über vier

Wochen dauernden Urlaubes;
10. die gutachtliche Aeußerung bei Ertheilung der Genehmigungzur Uebernahme von Nebenämtern und Nebenbeſchäſtigungen;

11. die Mitwirkung bei der Ueberwachung des Schulbeſuchs und
bei Feſtſtellung und Beſtrafung der Schulverſäumniſſe (S 87);

12. die Mitwirkung bei der Handhabung der e und
Beauffichtigung des ſittlichen Verhaltens der Kinder außerhalb
der Schule;

13. die Erſtattung der von der Schulaufſichtsbehörde von ihnen
geforderten Gutachten;

14. die Verwaltung des ſpeziellen Schulvermögens (vgl. e 41, 43).
Auf die in äußeren Angelegenheiten hervortretenden Mängel

hat der Schulvorſtand die Verpflichteten zur Abhilfe aufmerkſam zu
iſt der Kreis (Stadt) Schulbehörde Anzeige

zu erſtatten.
Ueber eintretende Epidemien iſt der Kreis (Stadt) Schulbehörde

alsbald zu berichten. Bei Gefahr im Verzuge iſt der Schulvorſtand
berechtigt, die Schule einſtweilen zu ſchließen, hat aber ſofort derKreis- Fiatt Schulbehörde Anzeige zu erſtatten.

0. Der Schulvorſtand beſteht:
1. aus dem Ortoöſchulinſpektor als Vorſitzendem.

Sofern der Sehr nicht zugleich der mit der
Tun des Religionsunterrichts betraute Geiſtliche ſein ſollte,
au
dem mit der Leitung des Religionsunterrichts betrauten und
zum Beſuch deſſelben befugten Geiſtlichen oder Religionsdiener;
einem der an der Schule definitiv angeſtellten, von der Kreis
(Stadt) Schulbehörde dazu ernannten Lehrer;
aus ſämmtlichen Vorſtehern der zur Schule gehörigen Ge
meinden (Gutsbezirke) ten deren Vertretern

o

5. aus mehreren und zwar mindeſtens drei Mitgliedern, welche
von den zur Schule gehörigen

die Fälle, in denen der Ortsſchulinſpektor verhindert iſt,
den Vorſitz zu führen, wählt der S ulvorſtand einen Stellvertreter

An Berathungen und Beſchlüſſen über ſolche Gegenſtände, welche
das Privatintereſſe eines Mitgliedes des Schulvorſtandes oder ſeiner
n ba rigen berühren, darf das betreffende Mitglied nicht theil
nehmen.

S 71. Wahlberechtigt und wahlſähig als Hausvater 70 Nr. 5iſt jede im Schulbezirke wohnhafte und zu der die
gewieſene ſelbſtſtändige männliche Perſon, welche das dreißigſte Lebens
e eGebauer Schwetſchke'ſche Buchdruckerei in Halle (Saale)

ausvätern gewählt werden.

Kabhr vollendet hat. Jn Betreff der Ver zur Uebernahn,
er Stellen gelten die für unbeſoldete Gemeindebeanite beſtehende

geſetzlichen Vorſchriften
Die Zahl und die Vertheilung der zu wählenden Hausväter u

die zu einem Verbande gehörigen Gemeinden und Gutsbezirke win
durch ein vom Kreisausſchuß 5 beſtätigendes beziehungeweiſe bein a
ſanaet einer Einigung der Betheiligten feſtzuſtellendes Statut be

mmt.
Jm Uebrigen wird die Art der Wahl in den Gemeinden (G

bezirken) du die Kreis (Stadt) Schulbehörde allgemein geordn
S 72. Die gewählten Mitglieder des Schulvorſtandes könne

aus Gründen, welche die Entfernung eines mten aus ſeinen
Amte rechtfertigen (F 2 des Geſetzes vom 21. Juli 1852, betreffendie de der nichtrichterlichen Beamten, Geſetzſamml. S. 465 räſ
im Wege des Diszipfinarverfahrens ihrer Stellen enthoben werden. Scht

Für das Disziplinarverfahren gelten die Vorſchriften des g. ben
nannten Geſetzes mit t Maßgaben

Die Einleitung des Verfahrens ſowie die Ernennung des Unter ſchul
ſuchungetem e erfolgt durch den Regierungspräſidenten. erpDie entſcheidende er erſter Lnſtanz iſt für Mitgliede Krei
ſtädtiſcher Schulvorſtände der Bezirksausſchuß, für Miiglieder länd m
licher Schulvorſtände der Kreisausſchuß. e entſcheidende Behörd in
zweiter Jnſtanz iſt das Oberverwaltungsgericht.

Der Vertreter der Staatsanwaltſchaft wird für das Oberbver tel
waltungsgericht vom Unterrichtsminiſter, im Uebrigen vom Regierung

tpräſidenten ernannt. hu73. Beſtehen in einer Gemeinde (Gutsbezirk, Schulverband r
Schulen derſelben Konfeſſion oder derſelben Schulverfaſſung rege

18 ann für dieſelben durch Gemeinde (Gutsbezirks, Schulverbands
v je ein derr wen Schulvorſtand eingeſetzt werden. Au undie Znſamimenſetzüng deſſelben ſinden die FH 70, 71 ſinngemäße An r

wendung.F 74. Die Behandlung und die Vertheilung der Geſchäfte in i
Schulvorſtand wird durch eine von der Kreis (Stadt) Schulbehörd tui
zu exlaſſende Anweiſung geregelt.

Vierter Abſchnitt. daSchulpflicht und Beſtrafung der Schulverſfänmniſſe Be
Privatunkerricht. wer8 75. (Schulpflicht.) Jedes Kind hat den Unterricht zu

ren welcher für die öffentliche Volksſchule vorge eintr

rieben iſt. es 76. Beginn der Schulpflicht.) Die Frhn llib eines Kin die
des beginnt mit dem, auf das vollendete ſechſte Lebensjahr
folgenden Aufnahmetermin.

Kinder, welche innerhalb dreier Monate nach einem Auf Sck
nahmetermin das ſechſte Lebensjahr vollenden, können auf An
trag der Eltern oder deren Stellvertreter in die öffentliche Volks es
ſchule aufgenommen werden, wenn ſie die, für den Schulbeſuch öll
erforderliche körperliche und geiſtige Reife beſitzen. im

Der Beginn des ſchulpflichtigen Allers kann von cht
dem Regierungs räſidenten für, beſtimmte Bezirke aus
örtlichen Gründen bis zur Dauer eines Jahres und von der eſc
Kreis (Stadt) Schulbehörde aus perſönlichen Gründen für
körperlich oder geiſtig nicht genügend entwickelte Kinder auf a
gemeſſene Zeit hinausgeſchoben werden.

8 77. (Ende der Schlupflicht.) Die Schulpflicht ſovr oin ſtehe
endet mit dem, auf das vollendete vierzehnte Lebensjahr folgen- wob
den Entlaſſungstermin.

Die Kreis (Stadt) Schulbehörde trifft darüber Beſtim dem
mung, ob die Entlaſſung aus der a fynrnichen Volksſchule einmal

oder zweimal im Jahre ſtattfinden ſoll. e UntFindet nur einmalige g. ſtatt, ſo müſſen doch ſchäf
Kinder, welche im Laufe des erſten Schulhalbjahres das vier wäh
zehnte Lebensjahr vollenden, mit Schluß dieſes Halbjahres auf oder
Antrag der Eltern oder deren Stellvertreter aus der Schule
entlaſſen werden.

Jn der Provinz Schleswig Holſtein kann, ſoweit bisher ein
ſpäteres Lebensjahr als Ende der Schulypflicht üblich war, es

durch Beſchluß der Kreis (Stadt) Schulbehörde belaſſen
werden.

8 78. (Jnhalt der Schulpflicht.) Vorbehaltlich der Beſtim
mung des 8 17 iſt die Theilnahme an allen Unterrichtsgegen
ſtänden der öffentlichen Volksſchule allgemein verbindlich.

8 79. (Schulpflicht der blinden und taubſtummen Kinder.
Blinde und taubſtumme Kinder ſind der Schulpflicht nur ſoweit
unterworfen, als beſondere Veranſtaltungen für ihren Unterricht
vorhanden ſind.

Für taubſtumme Kinder dauert das ſchulpflichtige Alter bil
zum vollendeten ſechszehnten Lebensjahre.

8 80. (Bebandlung der nicht in einer öffentlichen Volks
ſchule unterrichteter Kinder.) Zum Beſuche der öffentlichen
Volksſchule ſind diejenigen Kinder nicht verpflichtet, welche im
Jnlande in einer anderen öffentlichen Schule oder in einer
Privatſchule oder von einem Hauslehrer nach einem Lehrplan
unterrichtet werden, durch welchen mindeſtens die Lehrziele der
öffentlichen Volksſchule erreicht werden. Falls dieſe Voraus-
ſetzungen nicht zutreffen, iſt die Kreis (Stadt-) Schulbehörde
befngt, den Beſuch der öffentlichen Volksſchule anzuordnen.

Der Verzicht auf die Benutzung der öffentlichen Schule be
gründet keinen Anſpruch auf Befreiung von deu zur Unterhalts u
ung der öffentlichen Volksſchule zu erhebenden Beiträgen.

81. (Beſtimmungen für Privatunterricht.) Für Privar wel
unterricht, welcher die Ziele der Volksſchule verfolgt, gelten entr

folgende Beſtimmungen: ß LilteZur Ertheilung von Unterricht, wie zur Begründung und bele
Leitung von Unterrichtsanſtalten wird jeder Preuße zugelaſſen Tor
welcher ſeine ſittliche, wiſſenſchaftliche und techniſche Befähigung wei
der betreffenden Staatsbehörde nachgewieſen hat.

Als Leiter (Leiterin) von Privatſchulen dürfen insbeſondere nich
nur Lehrperſonen, welche die Rektoratsprüfung (Schulvor in
ſteherinnenprüfung) vor einer preußiſchen Prüfungskommiſſion
beſtanden haben, zugelaſſen werden, als Lehrer (Lehrerinnen)
nur ſolche Lehrperſonen, welche den für die Lehrthätigkeit an
einer Volksſchule erforderlichen Befähigungsnachweis beſitzen.

Für Hauslehrer wird die Befähigung ohne Weiteres
als vorhanden anzenommen: bei Geiſtlichen (Predigern
Predigtamtskandidaten beziehungsweiſe Prieſtern) der vom
Staate anerkannten Religionsgeſellſchaften, bei Lehrern und
Schulamtskandidaten, bei Studirenden, und ſofern es ſich nur
um Nachhülfe-Unterricht, eines eine öffentliche Schule beſuchen-
den Kindes handelt. bei Schülern der beiden oberen Klaſſen
höherer Lehranſtalten.

Wer auf Grund der Vorſchrift des S 81 beabſichtigt
eine Unterxichtsanſtalt zu gründen oder die Leitung einer ſolche
oder eine Lehrer (Lehrerinnen-) Stelle an einer ſolchen zu über
nehmen oder häusljchen Unterricht zu ertheilen, hat dieſes zuvor
unter Nachweis ſeiner Befähigung der Kreis- (Stadt-) Schul
behörde anzuzeigen. Die letztere hat binnen einem Monat zu
erklären, entweder, daß ſie gegen die Befähigung nichts zu er
innern habe, oder daß ſie dieſelbe als vorhanden nicht anerkenne
und im letzteren Falle die Thatſachen, welche den Mangel der
Befähigung begründen, anzugeben. Gegen den Beſcheid findetdie Veſöwerde an den Bezirksausſchuß ſiatt.

Mit der Anzeige von der Abſicht, eine ſolche Unterrichts
anſtalt zu gründen, iſt der Kreis (Stadt) Schulbehörde außer
dem ein Lehrplan einzureichen. a

Derſelbe iſt von dem r e n e feſtzuſetzen.
Aenderungen des Lehrplanes ſind vor Einführung derſelben zur
Genehmigung in dem gleichen Verfahren vorzulegen. Wird der
Lehrplan beziehun weß werden die beantragten Abänderungen
nicht genehmigt, ſo ſteht dem Antragenden die Beſchwerde an

den Unterrichtsminiſter zu. 2 terbBevor die Befäbigung zur Ertheilung von Unterricht oder bant
ur Gründung oder Leitung von Unterrichtsanſtalten Seiten.
er t Behörde anerkannt und bevor der Lehrplan ge bänt

nehmigt iſt, darf mit der S von Unterricht oder mit del Hot
Eröffnung der Unterrichtsanſtalt nicht begonnen werden. ber

83. Treffen die geſetzlichen Vorausſetzungen, unter denen gril
die u von Privatunterricht und die Leitung von Privat We
Unterrichtsanſtalten erfolgen darf (58 81, 82) nicht mehr zu regl,
kann durch einen mit Gründen zu verſehenden Beſchluß des Be
zirks Ausſchuſſes die fernere Unterrichtsertbeilung oder Anſtalts dant
ung bei Vermeidung der geſetzlichen Zwangsmittel unterſagt
werden.

Gegen dieſen Beſchluß iſt der mündliche Verp
da beziehungsweiſe Klage bei d e P Meer ſa
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